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Stellungnahmen mit Anregungen oder Einwänden: 

 
 
Öffentlichkeit 

 
 Bürger 1 
 Bürger 2 
 Bürger 3 
 Bürger 4 
 Bürger 5 
 Bürger 6 + 7 

Stellungnahmen ohne Einwände oder keine Stellungnahme abgegeben: 
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Stellungnahmen mit Anregungen oder Einwänden: 

 
 
Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 

 
 Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung 
 Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
 Bayernwerk Netz GmbH 
 Bayrisches Landesamt für Denkmalpflege 
 Bund Naturschutz 
 Deutsche Telekom Technik GmbH 
 Frau Wolters, Stadtheimatpflegerin 
 Freiwillige Feuerwehr 
 Gemeinde Kümmersbruck 
 Handwerkskammer Niederbayern/Oberpfalz 
 Industrie– und Handelskammer 
 PLEdoc GmbH 
 Polizeiinspektion Amberg 
 Regierung der Oberpfalz 
 Regionaler Planungsverband Oberpfalz Nord 

 Solarenergie Förderverein Amberg 
 Staatliches Bauamt Amberg-Sulzbach, Bereich Straßenbau  
 Stadt Amberg Referat 2 - Liegenschaftsamt  
 Stadt Amberg Referat 3 - Immissionsschutz 
 Stadt Amberg Referat 3 - Wasserrecht 
 Stadt Amberg Referat 3 - Naturschutz 
 Stadt Amberg Referat 3 - Verkehrsbehörde 
 Stadt Amberg Referat 3 - Klimaschutzbeauftragte 
 Stadt Amberg Referat 5 - Amt 5.01 Stabstelle Mobilität, Verkehr 
 Stadt Amberg Referat 5 - Amt 5.4 Tiefbauamt 
 Stadt Amberg Referat 5 - Amt 5.5 Bauverwaltung 
 Stadt Amberg Referat 5 - Amt 5.5 Geschäftsstelle des Umlegungsausschusses 
 Stadtwerke Amberg Versorgungs GmbH 
 Wasserwirtschaftsamt Weiden 
 Wirtschaftsförderungsgesellschaft Amberg / ehem. Gewerbebau 
 Zweckverband Nahverkehr Amberg-Sulzbach 

Stellungnahmen ohne Einwände oder keine Stellungnahme abgegeben: 
 
 

Stellungnahmen - ohne Einwände 
 
 Bundesamt für Infrastruktur 
 Immobilien Freistaat Bayern 
 Stadt Amberg Referat 3 - Abfallentsorgung 
 Stadt Amberg Referat 5 - Amt 5.02 Flächennutzungsplan 
 Stadt Amberg Referat 5 - Amt 5.21 Bauordnung, ZIS 
 
Stellungnahmen - keine Äußerung 
 
 Zweckverband zur Abwasserbeseitigung Stadt Amberg/Gemeinde Kümmersbruck 
 
Keine Stellungnahmen abgegeben 
 
 Bayrischer Bauernverband 
 Bayernwerk Netz GmbH Weiden 
 E-Plus Mobilfunk GmbH & Co. KG 
 Gewerbeaufsichtsamt 
 Landratsamt Amberg-Sulzbach SG 53 Naturschutz 
 LBV Kreisgruppenvorsitz Amberg-Sulzbach 
 Stadt Amberg Referat 4 - Inklusionsbeauftragter 
 Stadt Amberg Referat 5 - Amt 5.13 Grünplanung und Landespflege 
 Stadt Amberg Referat 5 - Amt 5.23 Stadtentwicklung, Smart City 

 Stadt Amberg Referat 5 - Amt 5.3 Hochbauamt 
 Wasser– und Bodenverband 



Stellungnahmen im Rahmen der öffentlichen Auslegung 
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ÖF 

  

 

Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 

      Bürger 1 

      Stellungnahme vom 26.05.2022 | Seite 1 von 2  

Die damalige Zufahrt wurde von der Stadt Amberg beim Bau der AM 30 zur Erschließung u. a. 

des Grundstücks 101/2 geschaffen. Von der Wirtschaftsförderungsgesellschaft Amberg mbH 

(Erschließungsträger) wurde das westlich gelegene Grundstück 103/1, über das der angelegte 

Weg führt, zum Zwecke der Gewerbegebietsausweisung erworben. Die bestehende Zufahrt 

soll nicht weiter an dieser Stelle fortbestehen, um an dieser standortbegünstigen Lage zur B 

85 keine weitere Einschränkung der Gewerbenutzungen zu haben. Eine vollständige Überpla-

nung ist auch der ausdrückliche Wunsch des Erschließungsträgers. Nach Mitteilung der Wirt-

schaftsförderungsgesellschaft Amberg mbH gibt es für das Grundstück 103/1 kein grund-

buchrechtliches Geh– und Fahrtrecht für die landwirtschaftliche Bewirtschaftung des FlSt. 

101/2. 

Eine Zufahrt von Norden her zum Grundstück über den vorhandenen Flurweg ist grundsätz-

lich möglich. Diese wurde bei den Ausführungen zur erneuten frühzeitigen Beteiligung erläu-

tert (siehe Abwägungsvorschläge auf Seite 5). Am 25.10.2022 wurde die neue Zufahrtsmög-

lichkeit von Norden her mit Vertretern des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 

der Wirtschaftsförderungsgesellschaft Amberg mbH und der städtischen Verwaltung vor Ort 

besichtigt (siehe Ergebnisprotokoll auf Seite 4) . Demnach ist eine Zufahrt für landwirtschaft-

liche Maschinen durch abschnittsweise Beseitigung der vorhandenen Hecke und Abflachung 

des Geländes technisch machbar. Der Erschießungsträger Wirtschaftsförderungsgesellschaft 

Amberg mbH hat sich bereit erklärt, die erforderlichen Maßnahmen auf eigene Kosten durch-

zuführen.  

Die Flst. 98/2, 100/1 und 101/2 wurden weder von der Stadt Amberg noch der  Wirtschafts-
förderungsgesellschaft Amberg mbH für die Zuführung einer gewerblichen Nutzung erwor-
ben noch wurde von den Eigentümern dem Stadtplanungsamt gegenüber kommuniziert, dass 
ihre Grundstücke als Gewerbeflächen ausgewiesen werden sollen. Deshalb sind sie aus dem 
Geltungsbereich  des Bebauungsplanentwurfes herausgenommen worden. Sie können weiter-
hin landwirtschaftlich bewirtschaftet werden. 



Stellungnahmen im Rahmen der öffentlichen Auslegung 
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Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 

      Bürger 1 

      Ortstermin zur Stellungnahme vom 26.05.2022 | Seite 2 von 2  
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Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 

      Bürger 1 

      Stellungnahme vom 21.07.2019 | Seite 1 von 1  

^ 
Entsprechend der ergänzenden Stellungnahme des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten vom 12.01.2022 (siehe Anlage 9) wird die Zufahrt von Süden her schon lange über 
den geschotterten Weg über die Flst. 102/1, 103/1 und 147/8 ausgeübt. Damit könnte ein 
Gewohnheitsrecht entstanden sein. Eine alternative Zufahrt vom Norden her in das Flst. 
101/2 ist momentan auf Grund einer Böschung nicht möglich. Eine Zufahrt über die Flst. 
98/2 und 101/1 (anderer Eigentümer und anderer Pächter) kann ohne deren Zustimmung 
nicht geschaffen werden.  
 
In Bürgerlichen Gesetzbuch ist im § 917 ein Notwegerecht gesetzlich festgeschrieben. Dem-
nach besteht die ordnungsgemäße Benutzung vor allem im Zugang zu einem Grundstück o-
der grundstücksgleichen Recht. Ist der Zugang zu einem Grundstück jedoch weder unmittel-
bar über eine öffentliche Straße noch mittelbar über Dienstbarkeiten zu Lasten benachbarter 
(„dienender“) Grundstücke gesichert, greift das Notwegerecht ein. Wie das Wort bereits sig-
nalisiert, dürfen keinerlei Zugangsmöglichkeiten bestehen, so dass ein Grundstückseigentü-
mer an der ordnungsgemäßen Benutzung seines Grundstücks gehindert ist und für ihn daher 
eine Notlage besteht. Dann helfen ihm die gesetzlichen Regelungen über das Notwegerecht. 
 
Das landwirtschaftliche Flst. 101/2 liegt im Norden in einer ausreichenden Breite an dem 
vorhandenen landwirtschaftlichen Flurweg mit angrenzenden Böschungsgrünstreifen (Flst. 
2278/52) an. Eine Zufahrt ist durch Abflachung der Böschung und des angrenzenden Be-
reichs des landwirtschaftlichen Grundstücks herstellbar. Nach Mitteilung des Tiefbauamtes 
wird einer Abflachung der Böschung zugestimmt. Eine Zufahrt zum landwirtschaftlichen 
Grundstück ist deshalb rechtlich zulässig und technisch herstellbar. Eine umständige und un-
bequeme Zufahrt muss vor Inanspruchnahme eines Notwegerechtes vom Landwirt in Kauf 
genommen werden. Der Anspruch auf Notwegerecht kann auch nicht mit einem Gewohn-
heitsrecht begründet werden.  
 
Da für die Flst. 98/2, 100/1 und 101/2 von den Eigentümern keine Verkaufsbereitschaft be-
steht, sind nun die Grundstücke aus den Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfes her-
ausgenommen worden. Sie können weiterhin landwirtschaftlich bewirtschaftet werden, da in 
die vorhandene Zufahrt nicht eingegriffen wird ( Flst. 98/2 und 100/1) bzw. das Grundstück 
weiterhin an einen landwirtschaftlichen Flurweg anliegt (Flst. 101/2). 
 



Stellungnahmen im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
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Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 

      Bürger 1 

      Stellungnahme vom 09.02.2017  | Seite 1 von 1  

Hinsichtlich der erstmalig vorgebrachten Forderung nach Beibehaltung der vorhandenen Zu-
fahrt wird auf die Abwägungsvorschläge des Bürger 1 zur öffentlichen Auslegung verwiesen 
(siehe Seite 3). 



Stellungnahmen im Rahmen der öffentlichen Auslegung 
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Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 

      Bürger 2 

      Stellungnahme vom 24.05.2022 | Seite 1 von 2 

Zu 1: Lärmschutz, Beeinträchtigung Wohngebiete 
Es wird auf die  Abwägungsvorschläge „Lärmschutz“ zur Stellungnahme des Bürgers 2 zur 
erneuten frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit auf Seite 11  
und auf  die Abwägungsvorschläge „Zu 3“ zur Stellungnahme der Bürger 6 und 7 zur erneu-
ten frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit auf Seite 16 und 17 verwiesen. 
 
Zu 2: Verlust landwirtschaftlicher Nutzfläche: 
Es wird auf die Abwägungsvorschläge „Zu 9 und 10“ zur Stellungnahme der Bürger 6 + 7  zur 
erneuten frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit auf Seite 18 verwiesen. 
 
Zu 3: Verkehrsfluss 
Zur ausreichenden Anbindung des Gewerbegebietes und um Umwege zu verhindern, ist eine 
schleifende Anbindung (rechts rein – rechts raus) an der B 85 und an der AM 30 ein vollwer-
tiger Knotenpunkt auch für Linksabbieger erforderlich.  
Die Gefahr, dass die Erschließungsspange als Abkürzung für Fahrzeuge genutzt wird, ist vor-
handen. Dies betrifft aber nur einen sehr untergeordneten Anteil , da nur ein kleiner Teil der 
Fahrzeuge auf der B 85 die stadteinwärts fahren in Richtung Raigering / Krumbach auf die 
AM 30 abbiegen. Außerdem wird die vorgesehen Geschwindigkeitsbegrenzung von 50 km/h 
weitere Verkehrsteilnehmer davon abhalten, die neue Straße als Schleichweg zu benutzen. 
Die Fahrzeuge aus Richtung Raigering/Krumbach kommend werden die Erschließungsspange 
als Abkürzung nicht benutzen können, da von der Erschließungsspange in die B 85 nur stadt-
einwärts ausgefahren werden kann. 
 
Zu 4: Planfeststellung AM 30 
Das Planfeststellungsverfahren war Ende der 80 er Jahre. Damals war gewollt, die AM 30 an-
schlussfrei zu halten. Nach so einem langen Zeitraum entfaltet der damalige Planungswille 
keine Bindewirkung mehr. Die AM 30 muss heutigen Erfordernissen, Entwicklungen und Pla-
nungsabsichten angepasst werden.  
In die Funktion der AM 30 als Umgehungsstraße mit entsprechenden Zu– und Abfahrtsmög-
lichkeiten wird nicht eingegriffen.  
 
 



Stellungnahmen im Rahmen der öffentlichen Auslegung 
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Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 

      Bürger 2 

      Stellungnahme vom 24.05.2022 | Seite 2 von 2 

Zu 5: Ausbau B 85, Planung Deutsche Bahn  
Vom staatlichen Bauamt kam keine Stellungnahme, dass die Ausbauplanung betroffen wäre.  
Hinsichtlich DB besteht auf Grund der räumlichen Trennung keine Betroffenheit. 
 
Zu 6, 9, 10, 13: Themen des Wasserrechts , Boden und Trinkwasser: 
Die vorgebrachten Belange für die angrenzenden Landwirtschaftsflächen sind im parallelen 
Wasserrechtsverfahren zu behandeln. Zudem wird auf die Abwägungsvorschläge zur Stellung-
nahme des Bürgers 2 zur erneuten frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit zum Thema  
„Wasserwirtschaft, Behandlung Niederschlagswasser“ auf Seite 9 und 10 verwiesen. 
Vom Wasserwirtschaftsamt kamen keine Bedenken bzgl. Trinkwasserversorgung. 
 
Zu 7: Verkehrsgutachten 
Auf Grund die der absehbaren Auswirkungen auf das Verkehrsaufkommen ist ein Verkehrs-
gutachten entbehrlich und wurde von den zuständigen Fachbehörden nicht eingefordert. 
 
Zu 8: Rettet die Bienen, Flächenverbrauch 
Es wird auf die Abwägungsvorschläge zu „Vorrangflächen für die Landwirtschaft“ zur Stel-
lungnahme des Bürgers 2 zur erneuten frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit auf Seite 
11 und auf  die Abwägungsvorschläge „Zu 12“ zur Stellungnahme der Bürger 6 + 7  zur er-
neuten frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit auf Seite  18 verwiesen. 
 
Zu 11: Mobilstall für Legehennen 
Das FlSt. 115, Gmkg. Gärmersdorf, liegt südöstlich außerhalb des Geltungsbereiches. Die an-
gesprochene Nutzung wird durch den Bebauungsplan nicht eingeschränkt. Die Zufahrt zum 
Grundstück bleibt bestehen. 
 
Zu 12: Dorfgebiet 
Die überplanten Flächen sind im Eigentum der Wirtschaftsförderungsgesellschaft Amberg 
mbH. Es wird nicht auf Nutzflächen im Eigentum von anderen zugegriffen. 



Stellungnahmen im Rahmen der 
erneuten frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
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Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 

      Bürger 2 

      Stellungnahme vom 22.07.2019 | Seite 1 von 3  

Zu Wasserwirtschaft, Behandlung Niederschlagswasser: 
 
Die Stellungnahme vom 22.07.2019 bezieht sich auf das vorhergehende Entwässerungskon-
zept. Ursprünglich wurde angedacht, das Niederschlagswasser gesammelt entlang der Er-
schließungsstraße nach Süden zu leiten mit Querung der B 85 und dann entlang der B 85 bis 
zum vorhanden Regenwasserkanal, welcher über die vorhanden Regenrückhaltebecken an 
der Bahnlinie weiter westlich in den Krumbach einleitet.   
 
Zur Baugrundsituation wurden vom planenden Ingenieurbüro Untersuchungen durchgeführt. 
Die Rammkernbohrungen zeigen die Mächtigkeit einer Sandschicht von ca. 9 m ohne durch-
gehende, stauende Schichten auf. Eine Versickerung von Regenwasser im Bereich dieses 
Schichtpaketes (Sand) ist daher möglich. Es ist von einem Grundwasserabstand von größer 15 
m unter GOK am geplanten Versickerungssandort auszugehen.  
 
Auf Grund der oben beschriebenen Bodenverhältnisse ist nun die Versickerung der Nieder-
schlagswässer in den Grundwasserkörper vorgesehen. Die anfallenden Niederschlagswässer 
der befestigten Flächen auf den einzelnen Parzellen des Gewerbegebietes, der Dachflächen 
und der Parkplätze werden über neu zu errichtende Rohrleitungen gesammelt und zunächst 
dezentralen - auf den Parzellen liegenden – Regenwasserbehandlungsanlagen (z. B. kompak-
ten Absetzbecken oder Sedimentationsanlagen o. ä.) zugeführt. Anschließend werden die 
mechanisch vorgereinigten Niederschlagswässer einem zentralen Versickerungsbecken west-
lich der Erschließungsstraße zugeleitet.  
 
Die Niederschlagswässer, die von der 8,0 m breiten Erschließungsstraße und dem 2,5 m brei-
ten Geh-/ Radweg abfließen, werden in der 3,50 m breiten Grünmulde versickert 
(Muldenversickerung). Der Straßenstich mit Wendeanlage soll mit einer vorgeschalteten Ab-
setzanlage in das Versickerungsbecken eingeleitet werden.  
 
Die über den Notüberlauf anfallenden Wassermengen werden über einen ca. 350 m langen 
Entlastungskanal DN 300 PP bis zum bestehenden städtischen Mischwasserkanal (Anschluss- 
schacht Nr. 621009B005) abgeleitet. 



Stellungnahmen im Rahmen der 
erneuten frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
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Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 

      Bürger 2 

      Stellungnahme vom 22.07.2019 | Seite 2 von 3  

Durch die Gewerbegebietsausweisung und der damit verbundenen Erhöhung der Flächenver-
siegelung im Planungsgebiet kommt es zu keiner Mehrbelastung des Krumbaches gegenüber 
der ursprünglich unbefestigten Gebietsfläche.  
 
Zur ordnungsgemäßen Einleitung der Niederschlagswässer in den Grundwasserkörper ist eine 
wasserrechtliche Erlaubnis nach Art. 15 BayWG erforderlich. Die Antragsunterlagen wurden 
erstellt und sind mit dem zuständigen Wasserwirtschaftsamt Weiden abgestimmt worden. Der 
Antrag auf Wasserrecht liegt zur Zeit zur Stellungnahme dem WWA vor (Stand Oktober 2022). 
Im Zuge des Wasserrechtsverfahrens sind die vom Landwirt angesprochenen privaten und 
öffentlichen Beeinträchtigungen und Gefährdungen zu behandeln und zu würdigen. Der Sat-
zungsbeschluss des Bebauungsplans kann in die Bescheidslage des Wasserrechts erfolgen, 
wenn das Wasserrechtsverfahren inhaltlich und formell abgeschlossen ist.  
 
Zum Straßenanschluss an die AM 30  
Das Planfeststellungsverfahren war Ende der 80 er Jahre. Damals war gewollt, die AM 30 an-
schlussfrei zu halten. Nach so einem langen Zeitraum entfaltet der damalige Planungswille 
keine Bindewirkung mehr. Die AM 30 muss heutigen Erfordernissen, Entwicklungen und Pla-
nungsabsichten angepasst werden.  



Stellungnahmen im Rahmen der 
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Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 

      Bürger 2 

      Stellungnahme vom 22.07.2019 | Seite 3 von 3  

Zu Lärmschutz: 
Zum Schutz umliegender Wohnorte wurde eine schaltechnische Untersuchung angefertigt.  
Demnach ergeben sich durch den Neubau der Straße durch den auftreten Gewerbeverkehr an 
der schutzwürdigen Bestandsbebauung keine Überschreitung der Grenzwerte der 16. BIm-
SchV. Des Weiteren erfolgte für die zukünftigen Gewerbebetriebe eine Geräuschkontingentie-
rung im Bebauungsplanentwurf, um die einschlägigen Lärmrichtwerte zu den nächstgelege-
nen Immissionsorten, auch zu den nächstgelegenen Wohngebäuden in Gärmersdorf, einzu-
halten. 
 
Zu Vorrangflächen für die Landwirtschaft: 
Der Planungsbereich liegt im Südosten des Stadtgebiets gegenüber einem bereits bestehen-
den Sondergebiet für großflächigen Einzelhandel und Gewerbegebiet an der Bundesstraße 
85, einer der wichtigsten Hauptverkehrsstraßen der Stadt Amberg mit Zubringerfunktion zur 
8 km entfernten Bundesautobahn A6. Es gibt in dieser Richtung des Stadtgebiets keine weite-
ren Standortmöglichkeiten für Gewerbegebiete mit entsprechender verkehrlicher Anbindung. 
 
Die Ausweisung des Gewerbegebietes ist im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB aus wirtschaft-
lichen Belangen einschließlich Förderung der mittelständischen Unternehmensstruktur und 
der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen erforderlich. Der  Bedarf an Ge-
werbeflächen wurde in der Begründung zur 122. Änderung des Flächennutzungs– und Land-
schaftsplanes (4. Bedarfsberechnung) dargelegt.  
 
Die überplanten Ackerflächen weisen mit Ausnahme eines kurzen Heckenabschnittes an der 
Straßenböschung zur B 85 keine weiteren erholungswirksamen Grünstrukturen auf. Die Wer-
tigkeit des Planbereiches für die Naherholung an sich wird als gering betrachtet (vgl. Ausfüh-
rungen im Umweltbericht). Die vorhandenen, für die Naherholung benutzbaren Wege (Feld- 
und Waldwege, Geh– und Radwege) werden beibehalten.  
 
Auf Grund o. g. Standortgunst und des Bedarfes an Gewerbeflächen wird den wirtschaftlichen 
Belangen Vorrang gegenüber der weiteren landwirtschaftlichen Nutzung auf den überplanten 
Flächen eingeräumt und es wird an der Ausweisung des Gewerbegebietes, u. a  auch die An-
siedlung von Autohäusern und Werkstätten, festgehalten.  
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Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 

      Bürger 2 

      Stellungnahme vom 06.02.2017  | Seite 1 von 1  

Die Stellungnahme bezieht sich auf den ursprünglichen Bebauungsplanentwurf i. d. F. vom 
23.11.2017 mit Ansiedlung eines Baumarktes und einer Erschließung durch einen Kreisver-
kehr. Bei dem neuen Entwurf zu Amberg 127 „Gewerbegebiet B85/AM30“ wird auf einen 
Kreisverkehr verzichtet.  
 
Es wird nun eine Erschließung über die Straße AM30 und eine Rechtsabbiegermöglichkeit zur 
B85 angestrebt. Die Anbindung des Baugebietes erfolgte in enger Abstimmung mit dem 
staatlichen Bauamt, Baulastträger der B 85. Die Querung des Feldweges auf FlSt. 147/8 ist in 
der Planung berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das rechtsgültige Landesentwicklungsprogramm Bayern weist keine landwirtschaftlichen 
Vorrangflächen aus.  
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Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 

      Bürger 3 

      Stellungnahme vom 24.05.2022  | Seite 1 von 1  

Zu Gefahr von Vernässung und Überflutung 
Es wird auf die Abwägungsvorschläge zur Stellungnahme des Bürgers 2 zur erneuten frühzei-
tigen Beteiligung der Öffentlichkeit zum Thema  „Wasserwirtschaft, Behandlung Nieder-
schlagswasser“ auf Seite 9 und 10 verwiesen. 
 
Zu Zerstörung von Lebensraum für Tier– und Pflanzenarten: 
Es wird auf die Abwägungsvorschläge „Zu 12“ zur Stellungnahme der Bürger 6 + 7  zur erneu-
ten frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit auf Seite  18 verwiesen. 
 
Zu Verlust landwirtschaftlicher Nutzfläche: 
Es wird auf die Abwägungsvorschläge „Zu 9 und 10“ zur Stellungnahme der Bürger 6 + 7  zur 
erneuten frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit auf Seite  18 verwiesen. 
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Zu Gefahr von Vernässung von landwirtschaftlicher Nutzfläche 
Es wird auf die Abwägungsvorschläge zur Stellungnahme des Bürgers 2 zur erneuten frühzei-
tigen Beteiligung der Öffentlichkeit zum Thema  „Wasserwirtschaft, Behandlung Nieder-
schlagswasser“ auf Seite 9 und 10 verwiesen. 
 
 
Zu Geruchs– und Staubimmissionen 
Für die sich ansiedelnden Bertriebe ist durch Ortseinsicht erkennbar, dass westlich und  öst-
lich landwirtschaftliche Nutzflächen angrenzen. Sie müssen davon ausgehen und in Kauf neh-
men, dass Staub- und Geruchsimmissionen durch eine ordnungsgemäße landwirtschaftliche 
Nutzung dieser Flächen auftreten können. 
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Zu 1: Verlust landwirtschaftlicher Nutzfläche: 
Es wird auf die Abwägungsvorschläge „Zu 9 und 10“ zur Stellungnahme der Bürger 6 + 7  zur 
erneuten frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit auf Seite  18 verwiesen. 
 
Zu 2: Zerstörung von Lebensraum für Tier– und Pflanzenarten: 
Es wird auf die Abwägungsvorschläge „Zu 12“ zur Stellungnahme der Bürger 6 + 7  zur erneu-
ten frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit auf Seite  18 verwiesen. 
 
Zu 3 und 5: Verschlechterung der Wohngebiete / Stadt und Sadtrandklima 
Es wird auf die Abwägungsvorschläge „Lärmschutz“ zur Stellungnahme des Bürgers 2 zur 
erneuten frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit auf Seite 11  
und auf  die Abwägungsvorschläge „Zu 3“ zur Stellungnahme der Bürger 6und 7 zur erneuten 
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit auf Seite 16 und 17 verwiesen. 
 
Zu 4: Verschlechterung der Verkehrssituation 
Es wird auf die  Abwägungsvorschläge „Verkehrsfluss“ und „Planfeststellung AM 30“ zur Stel-
lungnahme des Bürgers 2 zur erneuten frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit auf Seite 7 
verwiesen. 
 
Zu 6: Zu Beeinträchtigung Grund– und Trinkwasservorkommen 
Es wird auf die Abwägungsvorschläge zur Stellungnahme des Bürgers 2 zur erneuten frühzei-
tigen Beteiligung der Öffentlichkeit zum Thema  „Wasserwirtschaft, Behandlung Nieder-
schlagswasser“ auf Seite 9 und 10 verwiesen. 
Vom Wasserwirtschaftsamt kamen keine Bedenken bzgl. Trinkwasserversorgung. 
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Zu 1, 2, 4, 6, 7 und 8: 
Der Planungsbereich liegt im Südosten des Stadtgebiets gegenüber einem bereits bestehen-
den Sondergebiet für großflächigen Einzelhandel und Gewerbegebiet an der Bundesstraße 
85, einer der wichtigsten Hauptverkehrsstraßen der Stadt Amberg mit Zubringerfunktion zur 
8 km entfernten Bundesautobahn A6. Es gibt in dieser Richtung des Stadtgebiets keine weite-
ren Standortmöglichkeiten für Gewerbegebiete mit entsprechender verkehrlicher Anbindung. 
 
Die Ausweisung des Gewerbegebietes ist im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB aus wirtschaft-
lichen Belangen einschließlich Förderung der mittelständischen Unternehmensstruktur und 
der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen erforderlich. Der  Bedarf an Ge-
werbeflächen wurde in der Begründung zur 122. Änderung des Flächennutzungs– und Land-
schaftsplanes (4. Bedarfsberechnung) dargelegt.  
 
Die überplanten Ackerflächen weisen mit Ausnahme eines kurzen Heckenabschnittes an der 
Straßenböschung zur B 85 keine weiteren erholungswirksamen Grünstrukturen auf. Die Wer-
tigkeit des Planbereiches für die Naherholung an sich wird als gering betrachtet (vgl. Ausfüh-
rungen im Umweltbericht). Die vorhandenen, für die Naherholung benutzbaren Wege (Feld- 
und Waldwege, Geh– und Radwege) werden beibehalten.  
 
Auf Grund o. g. Standortgunst und des Bedarfes an Gewerbeflächen wird den wirtschaftlichen 
Belangen Vorrang gegenüber der weiteren landwirtschaftlichen Nutzung auf den überplanten 
Flächen eingeräumt und es wird an der Ausweisung des Gewerbegebietes, u. a  auch die An-
siedlung von Autohäusern und Werkstätten, festgehalten.  
 
Zu 3: 
Zum Schutz umliegender Wohnorte wurde eine schaltechnische Untersuchung angefertigt.  
Demnach ergeben sich durch den Neubau der Straße durch den auftreten Gewerbeverkehr an 
der schutzwürdigen Bestandsbebauung keine Überschreitung der Grenzwerte der 16. BIm-
SchV. Des Weiteren erfolgte für die zukünftigen Gewerbebetriebe eine Geräuschkontingentie-
rung im Bebauungsplanentwurf, um die einschlägigen Lärmrichtwerte zu den nächstgelege-
nen Immissionsorten, auch zu den nächstgelegenen Wohngebäuden in Gärmersdorf, einzu-
halten. 
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Zu 3 Fortsetzung: 
Auf Grund der Distanz zu den Wohnbaugebieten und der Art der angestrebten Nutzungen 
sind größere Geruchsbelästigungen nicht zu besorgen. Bei ansiedlungswilligen Betrieben, bei 
denen die Luftreinhaltung zweifelhaft wäre, würde im Genehmigungsverfahren ein Nachweis 
zur Einhaltung der TA Luft, der einschlägigen normkonkretisierenden Verwaltungsvorschrift, 
gefordert werden. 
 
Nach dem ABSP ist die Fläche von Bedeutung für die Kaltluftproduktion. Die Bedeutung dürf-
te auf Grund des abfallenden Geländes nach Gärmersdorf mit einer Funktion als Frischluft-
bahn verbunden sein (Abfluss von Kaltluft nach Gärmersdorf). Es ist davon auszugehen, dass 
negative Auswirkungen auf die Frischluftzufuhr auf Grund des Abstandes zur Ortschaft sich 
nicht auswirken. Außerdem ist die Bedeutung der vorhanden Agrarflächen als Frischluftpro-
duktion durch den intensiven Ackerbau  - im Vergleich zu naturnahen Flächen mit Wald oder 
anderen Gehölzstrukturen– eingeschränkt. 
 
Bezüglich der Aussicht ist anzufügen, dass für die Bewohner der angrenzenden Wohngebiete 
kein subjektives Recht auf Aussicht existiert, welches durch die Gewerbeansiedlung beein-
trächtigt werden könnte. Der Eingriff in das Landschaftsbild ist auf Grund der vorhandenen 
Siedlungsstrukturen und der intensiv genutzten Agrarlandschaft ohne landschaftsprägenden 
Grünstrukturen von geringer Bedeutung. 
 
 
Zu 5. 
Hinsichtlich der Thematik Grundwasserbelastung wird auf die Ausführungen zur  Stellungnah-
me auf Seite 9 und 10 (Wasserwirtschaft, Behandlung Niederschlagswasser)  verwiesen. 
 
 
Zu 6. 
In die Funktion der AM 30 als Umgehungsstraße mit entsprechenden Zu– und Abfahrtsmög-
lichkeiten wird nicht eingegriffen. Des Weiteren wird auf die Ausführungen zur  Stellungnah-
me auf Seite 10 (zum Straßenanschluss an die AM 30) verwiesen.  
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Zu 8: 
Für die Wiedernutzung des ehemaligen Autohauses Zinkl wird der Bebauungsplan 
„Stadteingang West“ aufgestellt, die ehemalige Möhlkaserne ist bebaut, im Schlachthofgelän-
de erfolgt eine Neunutzung, die Wiederaufnahme der Nutzung des Autohauses Peter liegt im 
Ermessen des Eigentümers.  
 
Zu 9 und 10: 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfes hat eine Fläche von ca. 6,3 ha und nicht 
wie angegeben rd. 9 ha. Durch die Ausweisung erfolgt eine weitgehende Versiegelung und 
Vernichtung des biogenen Ertragspotenzial der landwirtschaftlichen Nutzflächen. Eine Auswei-
sung eines Gewerbegebietes wird aber aus wirtschaftlichen Belangen gegenüber dem Flächen-
verbrauch als vorrangig gesehen und deshalb wird an der Aufstellung des Bebauungsplanes 
festgehalten. Der Bedarfes an Gewerbeflächen wurde in der Begründung zur 122. Änderung 
des Flächennutzungs– und Landschaftsplanes (4. Bedarfsberechnung) dargelegt. Ein Ausgleich 
des naturschutzfachlichen Eingriffes, welche durch das Vorhaben entsteht, wird an anderer 
Stelle durch Aufwertungsmaßnahmen ausgeglichen.  
 
Auf Grund des durchlässigen Sandbodens ist nun vorgesehen, das Niederschlagswasser vor Ort 
zentral zu versickern. Hinsichtlich der Thematik Grundwasserbelastung wird auf die Ausfüh-
rungen zur  Stellungnahme des Bürgers 2 auf Seite 9 und 10 (Wasserwirtschaft, Behandlung 
Niederschlagswasser)  verwiesen. 
 
Zu 11: 
Der Bebauungsplanentwurf sieht eine Überquerungsmöglichkeit für landwirtschaftliche Nutz-
fahrzeuge über die geplante Erschließungsstraße für den Feld– und Waldweg auf FlSt. 147/8 
vor.  
Zu 12: 
Aufgrund der ausgeräumten Agrarlandschaft im Planungsbereich mit untergeordneter Wertig-
keit für den Arten- und Biotopschutz sind die Beeinträchtigung für die Artenvielfalt nachran-
gig. Von der Naturschutzbehörde wurde folglich auch keine spezielle artenschutzrechtliche 
Prüfung (saP) zur Beurteilung der Folgen des Vorhabens auf die Artenvielfalt gefordert. Die 
Belange des Arten– und Biotopschutzes werden hoheitsrechtlich von der Naturschutzbehörde 
vertreten.  
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      Stellungnahme vom 28.04.2022 | Seite 1 von 1  

Es ist vorgesehen, das Baugebiet und die neuen Grenzen festzustellen und abmarken zu las-

sen. 
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Im Gewerbegebiet ist die Versickerung der Niederschlagswässer in den Grundwasserkörper 
vorgesehen. Die auf den Baugrundstücken vorgereinigten Niederschlagswässer werden ei-
nem zentralen Versickerungsbecken westlich der Erschließungsstraße zugeleitet. Die Nieder-
schlagswässer der Verkehrsflächen können in der straßenbegleitenden Grünmulde versickert 
werden. Die über den Notüberlauf anfallenden Wassermengen werden über einen ca. 350 m 
langen Entlastungskanal zum bestehenden städtischen Mischwasserkanal weitergeführt. Re-
genwasser wird also nicht in die angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen abgeleitet. 
 
Kurzfristige Lärm–, Geruchs– oder Staubbelästigungen durch eine ordnungsgemäße landwirt-
schaftliche Nutzung auf den angrenzenden Flächen sind für die zukünftigen Gewerbebetrei-
benden durch Ortseinsicht erkennbar und sind hinzunehmen.  
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Bezüglich der Stellungnahme des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Amberg 
wird auf die Ausführungen zur Stellungnahme der Eigentümer und Bewirtschafter des Flst. 
101/2 verwiesen (Bürger 1). Sie sind in der Anlage 8  auf Seite 3-6 aufgeführt. 
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Die ordnungsgemäße Ableitung des Regenwassers ist in dem parallel geführten Wasserrechts-
verfahren zu regeln. Vorgesehen ist die Versickerung in den Untergrund und Grundwasserkör-
per. Auf die Ausführungen zur öffentliche Auslegung auf Seite 20 wird verwiesen. 
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Die angesprochene 110-kV-Freileitung verläuft östlich des Geltungsbereiches des Bebauungs-

planentwurfes und außerhalb der 25 m breiten Schutzzone. Die Eintragung der Schutzzonen 

und Einhaltung der Auflagen erübrigt sich damit 
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Nach Einsicht der uns übersandten Planunterlagen teilen wir Ihnen mit, dass sich 
keine Änderungen zur Stellungnahme vom 16. Januar 2017 ergeben haben. 
 
Stellungnahme vom 16.01.2017: 

Den Planungsbereich überquert eine 20-kV-Freileitung mittig in Nord-Süd-Richtung. Um die 
bauliche Nutzung durch die Freileitung nicht einzuschränken, ist die Verkabelung vorgese-
hen. Das Erdkabel soll im Geh-/Radweg der neuen Straße verlaufen. Schutzzonenbereiche im 
Bebauungsplangebiet können damit entfallen. 
Die Verlegung ist durch den Erschließungsträger, die Wirtschaftsfördergesellschaft Amberg 
mbH, durchzuführen. Sollten für die Umbaumaßnahmen der 20-kV-Leitung dingliche Siche-
rungen erforderlich sein, sind diese von der Wirtschaftsfördergesellschaft Amberg mbH bei-
zubringen. 
 
Fortsetzung Stellungnahme Bayerwerk Netz GmbH: 
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Auf die Abwägungsvorschläge zur erneuten frühzeitigen Beteiligung auf der vorhergehenden 
Seite 25 wird verwiesen. 
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      Stellungnahmen vom 24.01.2017 | Seite 1 von 1  

Die Stellungnahme des Bayrischen Landesamt für Denkmalpflege wird zur Kenntnis gegeben. 
Die genannten denkmalschutzrechtlichen Vorschriften sind bei den Baumaßnahmen einzuhal-
ten.  
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Hinsichtlich der vorgebrachten Einwände zur Ausweisung von Gewerbeflächen wird auf die 
nachfolgenden Abwägungsvorschläge zur erneuten frühzeitigen Beteiligung  auf den Seiten 
29 und 30 verwiesen. 
 
Zur ordnungsgemäßen Einleitung der Niederschlagswässer in den Grundwasserkörper ist eine 
wasserrechtliche Erlaubnis nach Art. 15 BayWG erforderlich. Die Antragsunterlagen wurden 
erstellt und sind mit dem zuständigen Wasserwirtschaftsamt Weiden abgestimmt worden. Der 
Antrag auf Wasserrecht liegt zur Zeit zur Stellungnahme dem WWA vor (Stand Oktober 2022). 
Im Zuge des Wasserrechtsverfahrens sind die vom Landwirt angesprochenen privaten und 
öffentlichen Beeinträchtigungen und Gefährdungen zu behandeln und zu würdigen. Der Sat-
zungsbeschluss des Bebauungsplans kann in die Bescheidslage des Wasserrechts erfolgen, 
wenn das Wasserrechtsverfahren inhaltlich und formell abgeschlossen ist.  
 
 
 



Stellungnahmen im Rahmen der erneuten frühzeitigen Beteiligung  

der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

     Bebauungsplanaufstellungsverfahren Amberg 127 „Gewerbegebiet B 85 / AM 30“  
Vorlage 005/0001/2023, Anlage 8,  Seite 29 
In der Fassung vom 18.01.2023 

TöB 

  

 

Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 

      Bund Naturschutz 

      Stellungnahme vom 21.07.2019 | Seite 1 von 2  

Hinweis: Das ursprünglich ansiedlungswillige Mercedes-Autohaus wird sich nun im Gewerbe-
/Industriegebiet Schafhof in der Gemeinde Ebermannsdorf ansiedeln. Entlang der B 85 ist 
nun ein Porschezentrum und ein weiteres Autohaus im Gespräch. 
Im Planungsbereich gibt es kein kartiertes Biotop. 
 
 
Im Umweltbericht wird auf die Auswirkungen des Vorhabens auf das Landschaftsbild einge-
gangen (siehe Anlage 6 - 2.6 Landschaft). Als Ergebnis kann ausgeführt werden, dass das ge-
plante Gewerbegebiet das Landschaftsbild durch mangelndes Einfügen in die ursprüngliche 
Struktur und den Blickbezügen in der Umgebung prägt. Diese ist jedoch durch das bereits 
bestehende Gewerbegebiet gestört. Die Fläche befindet sich direkt im Sichtfeld von den be-
stehenden Wohngebieten aus in die freie Landschaft, dessen intensive landwirtschaftliche 
Nutzung die gesamte Umgebung prägt.  
 
 
Hinsichtlich der Auswirkungen von Beleuchtungen auf die Insekten wurde von der für den 
Artenschutz zuständigen Naturschutzbehörde kein Erfordernis gesehen, entsprechende Vor-
kehrungen im Bebauungsplanentwurf vorzusehen (siehe Stellungnahme Naturschutzbehör-
de). Lichtemissionen, welche von Werbeanlagen ausgehen, werden durch die Festsetzung Nr. 
7.1  zwischen 22:00 und 6:00 unterbunden.  
 
 
Die letzten drei Punkte weisen auf das Erfordernis und den Bedarf hin, auf den Außenbe-
reichsflächen, welche bisher landwirtschaftlich genutzt sind, ein neues Gewerbegebiet auszu-
weisen. Der Bedarf der Stadt Amberg zur Ausweisung dieser Gewerbefläche ist in der Begrün-
dung zur Flächennutzungsplanäderung dargelegt (siehe Anlage 3—Begründung zur 122. Än-
derung des Flächennutzungs– und Landschaftsplans).  
 
 Auf Grund der Tatsache, dass momentan eine Erweiterung des Gewerbegebietes West und 
des Industriegebietes Nord und die Ausweisung dieses Gewerbegebietes von der Stadt Am-
berg geplant ist, ist davon auszugehen, dass für die Stadt Amberg der Bedarf an Gewerbeflä-
chen auf Jahre hin gedeckt sein wird.  
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Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 

      Bund Naturschutz 

      Stellungnahme vom 21.07.2019 | Seite 2 von 2  

Die Ausweisung des Gewerbegebietes ist im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB aus wirtschaft-
lichen Belangen einschließlich Förderung der mittelständischen Unternehmensstruktur und 
der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen erforderlich. Auf Grund der 
Standortgunst und des Bedarfes an Gewerbeflächen wird deshalb den wirtschaftlichen Belan-
gen Vorrang gegenüber der weiteren landwirtschaftlichen Nutzung und negativen Auswirkun-
gen auf Natur und Landschaft eingeräumt und es wird an der Ausweisung des Gewerbegebie-
tes festgehalten. 
 
 
Die sich im Süden des Plangebiets befindende Scheune soll nach Aussagen der sich in der 

Nachbarschaft der Scheune befindenden Bewohner Fledermäuse beherbergen. Die Fläche, 

auf der die Scheune steht, ist nicht mehr im Geltungsbereich des Bebauungsplans. Nach tele-

fonischer Rücksprache mit der Naturschutzbehörde am 14.02.2022 ist damit die Gefährdung 

eines potentiellen Sommerquartier der Fledermäuse durch Abriss der Scheune zur Aufnahme 

einer gewerblichen Nutzung nicht mehr gegeben.  
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      Bund Naturschutz 

      Stellungnahme vom 29.01.2017 | Seite 1 von 1 

Hinsichtlich der vorgebrachten Einwände zur Ausweisung von Gewerbeflächen wird auf die 
vorhergehenden Abwägungsvorschläge zur erneuten frühzeitigen Beteiligung  auf den Seiten 
29 und 30 verwiesen. 
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      Deutsche Telekom Technik GmbH 

      Stellungnahme vom 24.01.2017 | Seite 1 von 1 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis gegeben. Es ist Aufgabe des Erschließungsträgers Wirt-
schaftsförderungsgesellschaft Amberg mbH bei den Planungen die vorhanden Sparten zu be-
rücksichtigen und sich frühzeitig mit den Leitungsträgern für die vorgesehenen Erschließungs-
maßnahmen abzustimmen. 
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Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 
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      Stellungnahme vom 22.07.2019 | Seite 1 von 1  

Von der Stadtheimatpflegerin wurden keine Äußerungen vorgebracht.  
 
 
 
Die nebenstehende fachlichen Informationen und Empfehlungen und das erwähnte Eckpunk-
tepapier zum „5 Hektar-Ziel“ zum flächensparenden Bauern, betreffen nicht originär die Be-
lange der Stadtheimatpflege sind deshalb nicht beigegeben.  
 
Bezüglich der Erforderlichkeit der Ausweisung des Gewerbegebietes wird verwiesen auf die 
Begründung zur 122. Änderung des Flächennutzungs– und Landschaftsplansauf (siehe Anla-
ge 3).  
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Auf die Ausführungen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung auf der nachfolgenden Seite 

35 wird verwiesen.  

Es ist Aufgabe der tiefbautechnischen Planung, Lage und Art der Löschwasserhydranten mit 

der Feuerwehr abzustimmen.   
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Die öffentlichen Zufahrtsstraßen sind mit ausreichender Breite für die Zufahrt der Feuerwehr-
fahrzeuge geplant. Die Bauherrn haben selbst auf den Jeweiligen Grundstücken für die Erfor-
dernisse des abwehrenden Brandschutzes Sorge zu leisten. Nach Mitteilung der Stadtwerke 
Amberg ist die Erschließung des Gewerbegebietes mit Löschwasser grundsätzliche möglich. 
Bei der Löschwasserversorgung (Annahme Grundschutz 192 m³/h) kann jedoch nach derzeiti-
gen Kenntnisstand nicht gewährleistet werden, dass der gesamte Grundschutz aus dem Lei-
tungsnetz gedeckt werden kann. Ggf. ist eine zusätzliche Bevorratung in Form eines Löschwas-
serbeckens notwendig. Dieser Hinweis der Stadtwerke wurde im Bebauungsplanentwurf auf-
genommen. 
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Hinweis: Bei der nachfolgenden Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange erhebte die Gemeinde mit Stellungnahme 04.05.2022 keine Einwände mehr gegen 
die Aufstellung des Bebauungsplans. 
 
 
Die Gemeinde Kümmersbruck hat die Aufstellung des Bebauungsplans „Gewerbegebiet  
B 85 / AM 30“ nicht zugestimmt.  
Zu den Wortbeiträgen kann folgendes ausgeführt werden: 
 
Zu1: 
Auf Grund der Tatsache, dass momentan eine Erweiterung des Gewerbegebietes West und 
des Industriegebietes Nord und die Ausweisung dieses Gewerbegebietes von der Stadt Am-
berg geplant ist, ist davon auszugehen, dass für die Stadt Amberg der Bedarf an Gewerbeflä-
chen auf Jahre hin gedeckt sein wird (siehe Anlage 3—Begründung zur 122. Änderung des 
Flächennutzungs– und Landschaftsplans). Im Bebauungsplanentwurf ist kein Straßenabzweig 
mehr in Richtung Gärmersdorf vorgesehen. 
Die Ausweisung des Gewerbegebietes ist im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB aus wirtschaft-
lichen Belangen einschließlich Förderung der mittelständischen Unternehmensstruktur und 
der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen erforderlich. Auf Grund der 
Standortgunst und des Bedarfes an Gewerbeflächen wird deshalb den wirtschaftlichen Belan-
gen Vorrang gegenüber der weiteren landwirtschaftlichen Nutzung auf den überplanten Flä-
chen eingeräumt und es wird an der Ausweisung des Gewerbegebietes festgehalten. 
In der Gesamtfortschreibung des Flächennutzungs– und Landschaftsplans der Stadt Amberg 
wurde der Versuch von Seiten der Stadt unternommen, für die darüber hinausgehende län-
gerfristige gewerbliche Entwicklung ein größeres interkommunales Gewerbegebiet zwischen 
AM 30 in Richtung Gärmersdorf gemeinsam mit der Gemeinde Kümmersbruck zu entwickeln. 
Das Gewerbegebiet „B85 / AM 30“ wäre ein Bestandteil des Gesamtgebietes, welches auf 
amberger Hoheitsgebiet bereits eine Fläche von ca. 16 ha aufweisen würde. Der Stadtrat der 
Stadt Amberg hat am 31.01.2022 den Entwurf der Gesamtfortschreibung mit dem interkom-
munalen Gewerbegebiet Amberg-Kümmersbruck beschlossen. Die Gemeinde Kümmersbruck 
befürwortet entsprechend der Stellungnahme vom 06.04.2022 die Ausweisung eines inter-
kommunalen Gewerbegebietes nicht. 
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Zu 2: 
Die mit 2 gekennzeichneten Wortbeiträge betreffen die ursprünglich geplante Umsiedlung 
des Autohaus Mercedes Widmann von der Heinrich-Hertz-Straße zu diesem, der B 85 zuge-
wandten, Bereich des Gewerbegebietes. Das Autohaus siedelt nun aber in das Industriegebiet 
Schafhof in der Gemeinde Ebermannsdorf um. 
 
 
Zu 3: 
Zum Schutz umliegender Wohnorte wurde eine schaltechnische Untersuchung angefertigt.  
Demnach ergeben sich durch den Neubau der Straße durch den auftreten Gewerbeverkehr an 
der schutzwürdigen Bestandsbebauung keine Überschreitung der Grenzwerte der 16. BIm-
SchV. Des Weiteren erfolgte für die zukünftigen Gewerbebetriebe eine Geräuschkontingentie-
rung im Bebauungsplanentwurf, um die einschlägigen Lärmrichtwerte zu den nächstgelege-
nen Immissionsorten, auch zu den nächstgelegenen Wohngebäuden in Gärmersdorf, einzu-
halten (Festsetzung Nr. 11). 
 
 
Zu 4: 
Ursprünglich war angedacht, das Niederschlagswasser gesammelt entlang der Erschließungs-
straße nach Süden zu leiten mit Querung der B 85 und dann entlang der B 85 bis zum vor-
handen Regenwasserkanal, welcher über die vorhanden Regenrückhaltebecken an der Bahnli-
nie weiter westlich in den Krumbach einleitet.   
 
Bei einer Untersuchung des Baugrundes wurde festgestellt, dass im Planungsbereich versi-
ckerungsfähiger Sandboden vorhanden ist. Das Regenwasser soll nun in einem zentralen Ver-
sickerungsbecken im Planungsgebiet wieder dem Grundwasser zugeführt werde. Weitere 
Ausführungen dazu sind bei den Abwägungsvorschlägen zur Stellungnahme des Tiefbauam-
tes im Rahmen der erneuten frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange aufgeführt (Seite 88 bis 90).  Es wird darauf verwiesen. 
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Zu 5: 
Im Bebauungsplan sind folgende Festsetzungen zur zulässigen Grundfläche, d. h. Flächenan-
teile welche durch bauliche Anlagen überdeckt werden dürfen, festgesetzt: 

- Die Grundflächenzahl (GRZ) darf maximal 0,8 betragen (Nr. 2.5). 
- Eine Überschreitung des zulässigen Orientierungswertes um 10 % nach § 17 Abs. 2 

BauNVO ist zulässig. Es muss jedoch sichergestellt sein, dass mindestens 10 % der 
Grundstücksfläche begrünt und bepflanzt und dauerhaft unterhalten werden. Bei einer 
Überschreitung der GRZ ist pro angefangener 100 m² Grundflächenüberschreitung ein 
standortgerechter Baum I. und II. Wuchsordnung mit einem Stammumfang von min. 
18-20 cm zu pflanzen (Nr. 2.6) 

Diese Festsetzungen wurden getroffen, da im Bauausschuss am 13.03.2019 im Zuge des Auf-
stellungsbeschlusses zum Bebauungsplanverfahren „Erweiterung Gewerbegebiet West“ über 
Maßnahmen zur Reduzierung des Flächenverbrauchs diskutiert worden ist. Das Baureferat 
wurde gebeten, ein Konzept zum nachhaltigen Bauen in der Stadt Amberg zu entwickeln, in 
dem gesamtstädtische und überwiegend bauleitplanerische Maßnahmen aufgezeigt werden. 
Dieses ist vom Stadtrat am 16.12.2019 beschlossen worden. Demnach ist in GE- und GI-
Gebieten eine möglichst hohe Grundflächenzahl (GRZ) anzuwenden.  
 
Zu 6:  
Für die Wiedernutzung des ehemaligen Autohaus Zinkl wird der Bebauungsplan 
„Stadteingang West“ aufgestellt. 
 
Zu 7: 
Beim Autohaus Fischer ergibt sich aus Platzgründen und der vorhandenen Siedlungsgebiete 
entlang der B 85 keine oder nur nachrangige weitere Ansiedlungsmöglichkeit für ein umfang-
reiches Autohauszentrum. Deshalb soll beim gegenüberliegenden Stadteigang ein Porsche-
zentrum und ein weiteres Autohaus an der B 85 anliegend angesiedelt werden. Damit erge-
ben sich an der Bundesstraße sowohl am westlichen als auch am östlichen Stadteingang zwei 
Autohausstandorte. Entscheidender Faktor für die Ansiedlung ist die Standortgunst an der  
B 85. 
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      Stellungnahme vom 20.05.2022 | Seite 1 von 1  

Die Stellungnahme der Handwerkskammer Niederbayern/Oberpfalz wird zur Kenntnis gege-

ben. 
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Die positive Stellungnahme der IHK Regensburg wird zur Kenntnis gegeben. 
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Zu 1.: Die Sortimentsbeschränkungen des Einzelhandelswicklungskonzept werden im Bebau-
ungsplan festgeschrieben. Es sind nur Einzelhandelsbetriebe mit nicht-zentrenrelevanten Sor-
timenten zulässig und branchentypisch zentrenrelevanten Randsortimenten auf maximal 10 % 
der Verkaufsfläche. 
 
Dies ist notwendig, um keine schädlichen Kaufkraftabflüsse auf die Innenstadt oder andere 
Gewerbegebiete zu erzeugen. Die zentralen Versorgungsbereiche müssen in Funktionsfähig-
keit erhalten und gestärkt werden.  
 
Zu 2.: Der Baumarkt ist nicht mehr Bestandteil der aktuellen Planung. Das Gebiet wird kom-
plett als Gewerbegebiet ausgewiesen.  
 
Bei dem neuen Entwurf zum AM 127 „Gewerbegebiet B85/AM30“ wird auf einen Kreisver-
kehr verzichtet. Es wird eine Erschließung über die Straße AM30 und eine Rechtsabbieger-
möglichkeit zur B85 angestrebt. Die Straßenanbindung erfolgte in enger  Absprache mit dem 
staatlichen Bauamt, Baulastträger der B 85. 
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Die von der PLEdoc.GmbH verwalteten Versorgungsanlagen sind von der Bebauungsplanauf-

stellung nicht betroffen. 
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Auf die Ausführungen im Rahmen der Beteiligung der Behörden und Träger sonstiger öffentli-
cher Belange auf der vorhergehenden Seite 42 wird verwiesen. 
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Es ist vorgesehen, nach erfolgter neuer Anschlussstelle die Geschwindigkeit auf der AM 30 

entsprechend zu reduzieren. 
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Die für das Gewerbegebiet B 85 / AM 30 vorgestellte Planung zur Erschließung des Areals ist 
verkehrsrechtlich nicht zu beanstanden. 
 
Seitens der Polizeiinspektion bestehen hinsichtlich der geplanten Bebauung keine Einwände. 
 
Die B 85 und die Kreisstraße AM 30 befinden sich auch weiterhin außerhalb der geschlosse-
nen Bebauung. Ortstafeln sind daher erst innerhalb des Gewerbegebietes an den Zufahrten 
aufzustellen. 
 

Die Zustimmung der Polizeiinspektion wird zur Kenntnis gegeben.  
 
 
 
 
Auf der Erschließungsspange soll auf Geschwindigkeitsbeschränkung auf 50 km/h erfolgen.  
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Bei dem neuen Entwurf zum AM 127 „Gewerbegebiet B85/AM30“ wird auf einen Kreisver-
kehr verzichtet. Es wird eine Erschließung über die Straße AM30 und eine Rechtsabbieger-
möglichkeit zur B85 angestrebt. Die Straßenanbindung erfolgte in enger  Absprache mit dem 
staatlichen Bauamt, Baulastträger der B 85. 
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Die abschließende Stellungnahme der Höheren Landesplanungsbehörde wird zur Kenntnis 
gegeben. Demnach liegt für das LEP-Ziel 3.3 (Anbindegebot) der Ausnahmetatbestand Spie-
gelstrich 1 vor. 
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Im Rahmen des Konzeptes zum nachhaltigen Bauen der Stadt Amberg werden flächensparen-
de Siedlungs– und Erschließungsformen umgesetzt. 
 
Bei der nachfolgenden Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
erhebte die Gemeinde mit Stellungnahme 04.05.2022 keine Einwände mehr gegen die Auf-
stellung des Bebauungsplans.  
Aus landwirtschaftlicher Sicht werden vom Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
gegen die Ausweisung des Gewerbegebietes keine Einwände erhoben. 
 
 
In der Gesamtfortschreibung des Flächennutzungs– und Landschaftsplans der Stadt Amberg 
wurde der Versuch von Seiten der Stadt unternommen, für die längerfristige gewerbliche 
Entwicklung ein größeres interkommunales Gewerbegebiet zwischen AM 30 in Richtung 
Gärmersdorf gemeinsam mit der Gemeinde Kümmersbruck zu entwickeln. Das Gewerbege-
biet „B85 / AM 30“ wäre ein Bestandteil des Gesamtgebietes, welches auf amberger Hoheits-
gebiet bereits eine Fläche von ca. 16 ha aufweisen würde. Der Stadtrat der Stadt Amberg hat 
am 31.01.2022 den Entwurf der Gesamtfortschreibung mit dem interkommunalen Gewerbe-
gebiet Amberg-Kümmersbruck beschlossen. Die Gemeinde Kümmersbruck befürwortet mit 
Schreiben vom 06.04.2022 die Ausweisung eines interkommunalen Gewerbegebietes nicht.  
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Das vorliegen des Ausnahmetatbestands gem. LEP-Ziel 3.3 (Spiegelstrich 1) wird zur Kenntnis 
gegeben. 
 
Die Vereinbarkeit der Planung mit dem LEP-Ziel 3.2 („Innen– vor Außenentwicklung) wurde 
in der Begründung zur Flächennutzungs– und Landschaftsplanänderung erbracht 
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Im Bebauungsplan sind Festsetzungen für flächensparende Siedlungsformen getroffen, da im 
Bauausschuss am 13.03.2019 im Zuge des Aufstellungsbeschlusses zum Bebauungsplanver-
fahren „Erweiterung Gewerbegebiet West“ über Maßnahmen zur Reduzierung des Flächen-
verbrauchs diskutiert worden ist. Das Baureferat wurde gebeten, ein Konzept zum nachhalti-
gen Bauen in der Stadt Amberg zu entwickeln, in dem gesamtstädtische und überwiegend 
bauleitplanerische Maßnahmen aufgezeigt werden. Dieses ist vom Stadtrat am 16.12.2019 
beschlossen worden. Demnach ist in GE- und GI-Gebieten eine möglichst hohe Grundflächen-
zahl (GRZ) anzuwenden (siehe Festsetzung Nr. 2.6). Daneben sind mindestens 50 % der Ge-
schäfts-, Büro- und Verwaltungsräume in den  Oberschossen zu errichten (siehe Festsetzung 
Nr. 2.8). 
 
Anstelle des Mercedes-Autohauses möchte sich an der begünstigten Lage an der B 85 ein 
Porschezentrum ansiedeln. Das Autohaus soll neben den Porschezentren in Nürnburg und 
Regensburg den Automarkt im Bereich zwischen Neumarkt und Weiden abdecken. Wegen 
der zentralen Lage wurde bewusst das Oberzentrum Amberg als Niederlassungsort gewählt. 
Von Bedeutung ist entsprechend der Konzernphilosophie und dem Image von Porsche ein 
stadtnaher Standort mit hoher Werbewirksamkeit und guter Erreichbarkeit. Die Lage an der B 
85 mit zusätzlicher Anbindung an die AM 30 und schneller Erreichbarkeit der BAB 6 ist prä-
destiniert. Die Lage am Ortstrand kommt auch einem Bedarf an Kundendienst– und Werk-
stattarbeiten entgegen. Im Zuge der Ansiedlung des Porschezentrums möchte ein weiteres 
Autohaus mit Lage an der B 85 und unter Nutzung der Synergieeffekte, welche von dem Por-
schezentrum ausgehen, eine Zweigstelle errichten.  
 
Im Baugebiet ist ein Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO festgesetzt und kein Sondergebiet für 
großflächigen Einzelhandel nach § 11 BauNVO. 
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Hinsichtlich dem Anbindegebot des LEP Ziels 3.3 wird auf die Begründung zur 122. Änderung 
des Flächennutzungs– und Landschaftsplans und der ergänzten landesplanerischen Stellung-
nahme vom 01.10.2020 auf der Seite 49 verwiesen. 
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Im Bebauungsplanentwurf wird ein Gewerbegebiet festgesetzt. Nach der Festsetzung 2.2 sind 
nur nicht-zentrenrelevante Sortimente entsprechend der bei 2.4 beigegebenen amberger 
Sortimentsliste bei Einzelhandelsnutzungen zulässig. In Fortführung zum Sortimentskonzept 
des Einzelhandelsentwicklungskonzeptes sind an diesem geplanten gewerblich genutzten 
Gebiet / dezentralen Ergänzungsstandort branchentypische zentrenrelevante Randsortimente 
und für Handwerksbetriebe bis zu 150 m² Verkaufsfläche branchentypischen zentrenrelevan-
te Sortimente zulässig (Einzelhandelsentwicklungskonzeption für das kreisfreie Oberzentrum 
Amberg vom April 2011, Seite 107—Randsortimente und 108 –Handwerkerregel) 
 
 
Nach Rücksprache mit der Landesplanungsbehörde wurde später folgendes mitgeteilt: 
 
„Die beabsichtigten Festsetzungen, die überwiegend lediglich sonstige Sortimente ermögli-
chen, die Funktion von AM als Oberzentrum und die im GE ohnehin gegebene Deckelung der 
Verkaufsfläche auf kleinflächige Ladeneinheiten werden daher aus landesplanerischer Sicht 
als ausreichend zur Vermeidung einer erheblich überörtlichen Einzelhandelsagglomeration 
erachtet und ermöglichen die Vereinbarkeit der Planung mit den LEP-Einzelhandelszielen.“ 
(E-Mail Landesplanungsbehörde vom 10.03.2020) 
 
Hinsichtlich des LEP-Grundsatzes 2.2.6 wird auf die Ausführungen zur erneuten und ergänzte 
Stellungnahme vom 01.10.2020 auf Seite 50 verwiesen. 
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Im Bebauungsplanentwurf ist kein Sondergebiet nach § 11 Abs. 3 BauNVO mehr vorgesehen, 
sondern nur noch ein Gewerbegebiet. 
 
Die Sortimentsbeschränkungen des Einzelhandelswicklungskonzept werden im Bebauungs-
plan festgeschrieben. Dies ist notwendig um keine schädlichen Kaufkraftabflüsse auf die In-
nenstadt oder andere Gewerbegebiete zu erzeugen. Die zentralen Versorgungsbereiche müs-
sen in Funktionsfähigkeit erhalten und gestärkt werden.  
 
 
 
 
 
 
Hinsichtlich des LEP-Ziels 3.3 wird auf die Ausführungen zur Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Trägern öffentlicher Belange auf Seite 47 verwiesen. 
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Im Bebauungsplanentwurf ist kein Sondergebiet nach § 11 Abs. 3 BauNVO mehr vorgesehen, 
sondern nur noch ein Gewerbegebiet. 
 
Hinsichtlich der Thematik von Agglomerationen wird auf die die Ausführungen zur Beteiligung 
der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange auf Seite 50 verwiesen. 

      Regierung der Oberpfalz 
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Auf großflächigen Einzelhandel wird aufgrund des Einzelhandelsentwicklungskonzeptes im 
„Gewerbegebiet B85/AM 30“ verzichtet.  
 
Die Anbindung des „Gewerbegebiet B85/AM 30“  an den ÖPNV wird berücksichtig und ent-
sprechend in die weitere Planung mit übernommen. 

      Regierung der Oberpfalz 
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Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 

Auf großflächigen Einzelhandel wird aufgrund des Einzelhandelsentwicklungskonzeptes im 
„Gewerbegebiet B85/AM 30“ verzichtet.  
 
Die Angaben wirden entsprechend beachtet.  

      Regierung der Oberpfalz 
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Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 

Auf großflächigen Einzelhandel wird aufgrund des Einzelhandelsentwicklungskonzeptes im 
„Gewerbegebiet B85/AM 30“ verzichtet.  
 
Die Angaben werden entsprechend berücksichtigt.  

      Regierung der Oberpfalz 
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Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 

Auf großflächigen Einzelhandel wird aufgrund des Einzelhandelsentwicklungskonzeptes im 
„Gewerbegebiet B85/AM 30“ verzichtet.  
 
Die Angaben werden entsprechend berücksichtigt.  
 
 
 
 
Notwendige Angaben werden in den Bebauungsplan übernommen. 

      Regierung der Oberpfalz 
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Die Ziele des LEP werden eingehalten. Auf die abschließende Stellungnahme und Ausführun-
gen zur der Höheren Landesplanungsbehörde auf den Seiten 47 und 48 wird verwiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei der abschießenden Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
erhebte die Gemeinde mit Stellungnahme 04.05.2022 keine Einwände mehr gegen die Auf-
stellung des Bebauungsplans.  
 
 
In der Gesamtfortschreibung des Flächennutzungs– und Landschaftsplans der Stadt Amberg 
wurde der Versuch von Seiten der Stadt unternommen, für die längerfristige gewerbliche 
Entwicklung ein größeres interkommunales Gewerbegebiet zwischen AM 30 in Richtung 
Gärmersdorf gemeinsam mit der Gemeinde Kümmersbruck zu entwickeln. Das Gewerbege-
biet „B85 / AM 30“ wäre ein Bestandteil des Gesamtgebietes, welches auf amberger Hoheits-
gebiet bereits eine Fläche von ca. 16 ha aufweisen würde. Der Stadtrat der Stadt Amberg hat 
am 31.01.2022 den Entwurf der Gesamtfortschreibung mit dem interkommunalen Gewerbe-
gebiet Amberg-Kümmersbruck beschlossen. Die Gemeinde Kümmersbruck befürwortet mit 
Schreiben vom 06.04.2022 die Ausweisung eines interkommunalen Gewerbegebietes nicht.  
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Bei der abschießenden Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
erhebte die Gemeinde mit Stellungnahme 04.05.2022 keine Einwände mehr gegen die Auf-
stellung des Bebauungsplans.  
 
 
In der Gesamtfortschreibung des Flächennutzungs– und Landschaftsplans der Stadt Amberg 
wurde der Versuch von Seiten der Stadt unternommen, für die längerfristige gewerbliche 
Entwicklung ein größeres interkommunales Gewerbegebiet zwischen AM 30 in Richtung 
Gärmersdorf gemeinsam mit der Gemeinde Kümmersbruck zu entwickeln. Das Gewerbege-
biet „B85 / AM 30“ wäre ein Bestandteil des Gesamtgebietes, welches auf amberger Hoheits-
gebiet bereits eine Fläche von ca. 16 ha aufweisen würde. Der Stadtrat der Stadt Amberg hat 
am 31.01.2022 den Entwurf der Gesamtfortschreibung mit dem interkommunalen Gewerbe-
gebiet Amberg-Kümmersbruck beschlossen. Die Gemeinde Kümmersbruck befürwortet mit 
Schreiben vom 06.04.2022 die Ausweisung eines interkommunalen Gewerbegebietes nicht.  
 
Aus landwirtschaftlicher Sicht werden vom Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
gegen die Ausweisung des Gewerbegebietes keine Einwände erhoben. 
 
Von Seiten der Naturschutzbehörde erfolgte keine grundsätzliche Ablehnung des Baugebietes 
auf Grund naturschutzrechtlicher Vorgaben. 
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Ziele 
 
Im Bebauungsplanentwurf sind gemäß Festsetzung 2.2 nur nicht-zentrenrelevante Sortimen-
te entsprechend der bei 2.4 beigegebenen amberger Sortimentsliste bei Einzelhandelsnutzun-
gen zulässig. In Fortführung zum Sortimentskonzept des Einzelhandelsentwicklungskonzeptes 
sind an diesem geplanten gewerblich genutzten Gebiet / dezentralen Ergänzungsstandort 
branchentypische zentrenrelevante Randsortimente und für Handwerksbetriebe bis zu 150 
m² Verkaufsfläche branchentypischen zentrenrelevante Sortimente zulässig 
(Einzelhandelsentwicklungskonzeption für das kreisfreie Oberzentrum Amberg vom April 
2011, Seite 107—Randsortimente und 108 –Handwerkerregel) 
 
 
Grundsätze 
 
Auf die Ausführungen zur Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belan-
ge auf Seite 59 wird verwiesen. 
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Die Naturschutzbehörde verweist auf den Verbrauch von landwirtschaftlichen Flächen in der 
Funktion als biogenes Ertragspotential. Dies wird in Anbetracht der Erweiterung des Gewer-
begebietes West mit einer Fläche von ca. 21,5 ha Gewerbegebiet, ca. 0,4 ha Mischgebiet  und 
ca. 3,4 ha Fläche Verkehrsfläche so gesehen.  
 
 
Vom Amt für Landwirtschaft wurde hinsichtlich des Verlustes an landwirtschaftlicher Nutzflä-
che keine negative Stellungnahme abgegeben. 
 
 
Die Ausweisung des Gewerbegebietes ist im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB aus wirtschaft-
lichen Belangen einschließlich Förderung der mittelständischen Unternehmensstruktur und 
der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen erforderlich. Auf Grund der 
Standortgunst und des Bedarfes an Gewerbeflächen wird deshalb den wirtschaftlichen Belan-
gen Vorrang gegenüber der weiteren landwirtschaftlichen Nutzung auf den überplanten Flä-
chen eingeräumt und es wird an der Ausweisung des Gewerbegebietes festgehalten. 



Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung  

der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

     Bebauungsplanaufstellungsverfahren Amberg 127 „Gewerbegebiet B 85 / AM 30“  
Vorlage 005/0001/2023, Anlage 8,  Seite 63 
In der Fassung vom 18.01.2023 

TöB 

  

 

Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 

      Regionaler Planungsverband Oberpfalz Nord 

      Stellungnahme vom 07.02.2017 | Seite 1 von 1  

Die Sortimentsbeschränkungen des Einzelhandelswicklungskonzept werden im Bebauungs-
plan festgeschrieben. Dies ist notwendig um keine schädlichen Kaufkraftabflüsse auf die In-
nenstadt oder andere Gewerbegebiete zu erzeugen. Die zentralen Versorgungsbereiche müs-
sen in Funktionsfähigkeit erhalten und gestärkt werden.  
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Zu 1 PV-Anlagen: 

Dem Vorschlag, für die Verpflichtung von PV-Anlagen auf allen für PV nutzbaren 

Dachflächen auszuweiten wird nicht nachgekommen. Dies lässt sich begründen 

durch die zu starke Einschränkung der grundgesetzlich garantierten Baufreiheit für 

die Gewerbetreibenden und der Ungleichbehandlung zwischen bestehenden Gewer-

begebieten und dieser Neuausweisung. Außerdem ist im Nachhaltigkeitskonzept der 

Stadt Amberg eine diesbezügliche Verpflichtung nicht aufgenommen. Eine allge-

meinverbindlich rechtliche Grundlage durch das einschlägige Energiegebäudegesetz 

(GEG) wird für die Zukunft als richtungsweisend gesehen.  

 

Zu 2 Solarparks: 

Solarcarports sind grundsätzlich zulässig. Bezugnehmend auf obige Abwägungsvor-

schläge wird aus Gründen der Baufreiheit auf eine Verpflichtung verzichtet. Außer-

dem ist im Nachhaltigkeitskonzept der Stadt Amberg die Verpflichtung für zur Errich-

tung von Ladestationen und Solarcarports nicht aufgenommen.  

 

Zu 3 Heizungen: 

Dem Vorschlag, Heizungen mit fossilen Energieträgern nicht zuzulassen wird nicht 

nachgekommen. Dies lässt sich begründen durch die zu starke Einschränkung der 

grundgesetzlich garantierten Baufreiheit für die Gewerbetreibenden und der Un-

gleichbehandlung zwischen bestehenden Gewerbegebieten und dieser Neuauswei-

sung. Außerdem ist im Nachhaltigkeitskonzept der Stadt Amberg ein Verbot von  

Heizungen mit fossilen Energieträgern nicht aufgenommen. Eine allgemeinverbind-

lich rechtliche Grundlage durch das einschlägige Energiegebäudegesetz (GEG) wird 

für die Zukunft als richtungsweisend gesehen.  
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Verpflichtung zu: 

 PV-Anlage auf alle Dächer flächendeckend, ebenso als Solarcarports für Park-
plätze  

 Heizung nicht fossil 

Grundlage: KSK Stadt Amberg 

 

 

 

 

 

Zu PV-Anlagen flächendeckend: 
Es wird auf die Abwägungsvorschläge zur Beteiligung der Behörden und sonstigen öffentli-
cher Belang auf der vorhergehenden Seite 64 verwiesen. 
 

Zu Heizung: 
Es wird auf die Abwägungsvorschläge zur Beteiligung der Behörden und sonstigen öffentli-
cher Belang auf der vorhergehenden Seite 64 verwiesen. 
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Sehr geehrte Frau Tiefel, 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir danken für die Zusendung des aktuellen Plans. Hiermit bestätigen wir, dass die 
vorgeschlagene technische Lösung der Anbindung an die B85 den bisherigen Ab-
stimmungen mit uns entspricht und insoweit unsererseits unverändert grundsätzli-
ches Einverständnis besteht.  
 
Der Abstand der nun geplanten Parzellenerschließung in die Erschließungsstraße 
zur Einmündung in die B85 (> 60m zum Fahrbahnteiler) werden für ausreichend er-
achtet. 
 
Vor Realisierung des Bauvorhabens ist eine Vereinbarung zw. dem Baulastträger der 
B85, vertreten durch uns, und dem Baulastträger der einmündenden Ortsstraße, der 
Stadt Amberg, zu schließen. Weitere technische Ausführungsdetails (exakte Höhen, 
exakte Lage der Fahrbahnränder des Verflechtungsstreifens etc.) brauchen erst im 
Rahmen der Ausführungsplanung geklärt zu werden. 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
Stefan Noll 

Dipl.-Ing., Baudirektor 
Abteilungsleiter für den Landkreis Amberg-Sulzbach,  
den Brückenneubau und den Straßenbetriebsdienst  
 
Staatliches Bauamt Amberg-Sulzbach 
Archivstraße 1, 92224 Amberg 
Tel. +49 9661 / 507 300 sowie 0171 /3032547 
E-Mail stefan.noll@stbaas.bayern.de 
Internet www.stbaas.bayern.de 
Karriere www.ich-bau-bayern.de 
 

Die Zustimmung des staatlichen Bauamtes Amberg-Sulzbach zur Anbindung des Gewerbege-
bietes an die B 85 wird zur Kenntnis gegeben. Die Information zur erforderlichen Vereinba-
rung wurde an die zuständige Stelle der Stadt Amberg weitergeleitet. 
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Bei dem neuen Entwurf zum AM 127 „Gewerbegebiet B85/AM30“ wird auf einen Kreisver-
kehr verzichtet. Es wird eine Erschließung über die Straße AM30 und eine Rechtsabbieger-
möglichkeit zur B85 angestrebt.  
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Die Punkte 1. bis 3. werden durch entsprechende Planung und Festsetzungen des Bebauungs-
planentwurfes eingehalten.  
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Es wurde die Übereinkunft mit dem Erschließungsträger Wirtschaftsförderungsgesellschaft 
Amberg mbH (Wifam) getroffen, dass die Ausgleichsflächen bei der Wifam verbleiben und 
dauerhaft von ihr unterhalten werden. Der bereits geschlossene Erschließungsvertrag wird 
dahingehend aktualisiert. Zur dinglichen Sicherung wurden entsprechende Reallast und ding-
liche Sicherungen vom Erschließungsträger und Eigentümer der Ausgleichsfläche  der Stadt 
vorgewiesen (notarielle Urkunde). 
 
Die Gemeinde Kastl erhebt mit Schreiben vom 31.01.2022 für die Verwendung der Flächen 
als Ausgleichsflächen keine Einwände. Eine Änderung im Flächennutzungs– und Landschafts-
plan der Gemeinde Kastl ist nicht zwingend erforderlich, da der Flächennutzungs– und Land-
schaftsplan nur behördenverbindlich ist und keine Rechtcharakter besitzt. Entscheidend zur 
Sicherung der Fläche sind die o. g. grundbuchrechtlichen Eintragungen.  
 
Zu 1: Die Korrektur erfolgt im Umweltbericht 
Zu 2-4: Die Vorgaben erübrigen sich, da die Fläche im Eigentum der Wifam bleibt. 
Zu 5: Die verschiedenen FlSt. Wurden mittlerweile zum FlSt. 522, Gemarkung Winkl, ver-
schmolzen. Die zugeordnete Ausgleichsfläche ist eine Teilfläche des FlSt. 522 im südlichen 
Bereich.  
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Die Stellungnahme wird zur Kenntnis gegeben.  
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Stellungnahme Bodenschutz: 
Hinsichtlich der Bodenschutzes wird angemerkt, dass Altlastenflächen im des Bebauungsplan-
gebietes nicht bekannt sind. 
 
Immissionsschutz: 
Zum Schutz umliegender Wohnorte wurde eine schaltechnische Untersuchung angefertigt. 
Demnach ergeben sich durch den Neubau der Straße durch den auftreten Gewerbeverkehr an 
der schutzwürdigen Bestandsbebauung keine Überschreitung der Grenzwerte der 16. BIm-
SchV. Des Weiteren erfolgte für die zukünftigen Gewerbebetriebe eine Geräuschkontingentie-
rung im Bebauungsplanentwurf, um die einschlägigen Lärmrichtwerte zu den nächstgelege-
nen Immissionsorten, auch zu den nächstgelegenen Wohngebäuden in Gärmersdorf, einzu-
halten (Festsetzung Nr.11). 
Im Sinne einer frühzeitigen Abstimmung wurde der Vorabzug der Untersuchung  vom 
20.12.2019 mit der städtischen Immissionsschutzbehörde abgestimmt (siehe nebenstehende 
Stellungnahme vom 13.01.2020). Mit den Ausführung des Vorabzuges bestand ein grundsätz-
liche Einverständnis von der Immissionsschutzbehörde. 
 
Der Bebauungsplanentwurf wurde zwischenzeitlich geändert und das Lärmgutachten ange-
passt. 
 
Fortsetzung der Stellungnahme: 
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Die Stellungnehme bezieht sich auf die ursprüngliche Planung mit Kreisverkehr und Baumarkt.  
 
Es wird auf die vorhergehenden Stellungnahme zur erneuten frühzeitigen Beteiligung auf den 
Seite 71 verwiesen.   
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Die Straffung der Empfehlung ist nicht erfolgt, da sie Bestandteil der Musterfestsetzungen 
sind und bis jetzt einheitlich in Bebauungsplänen so verwendet werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur ordnungsgemäßen Einleitung der Niederschlagswässer in den Grundwasserkörper ist eine 
wasserrechtliche Erlaubnis nach Art. 15 BayWG erforderlich. Die Antragsunterlagen wurden 
erstellt und sind mit dem zuständigen Wasserwirtschaftsamt Weiden abgestimmt worden. Der 
Antrag auf Wasserrecht liegt zur Zeit zur Stellungnahme dem WWA vor (Stand Oktober 2022). 
Im Zuge des Wasserrechtsverfahrens sind die vom Landwirt angesprochenen privaten und 
öffentlichen Beeinträchtigungen und Gefährdungen zu behandeln und zu würdigen. Der Sat-
zungsbeschluss des Bebauungsplans kann in die Bescheidslage des Wasserrechts erfolgen, 
wenn das Wasserrechtsverfahren inhaltlich und formell abgeschlossen ist.  
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Gründächer sind grundsätzlich zulässig und damit auch in Kombination mit den geforderten 
PV-Anlagen. Von der Aufnahme in den Hinweisen und Empfehlungen wurde aus Gründen des 
mittlerweile hohen Umfangs der Hinweise und Empfehlungen in den Bebauungsplänen der 
Stadt Amberg abgesehen.  
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Zu 1: 
Auf Grund der versickerungsfähigen Bodenverhältnisse ist nun die zentrale Versickerung der 
Niederschlagswässer in den Grundwasserkörper vorgesehen. Das Schmutzwasser wird mittels 
Pumpstation in das städtische Kanalnetz eingeleitet. Für die zentrale Zuführung der Nieder-
schlagswässer in das Grundwasser durch Versickerung ist eine gehobene wasserrechtlich Er-
laubnis erforderlich. Das Erlaubnisverfahren wird von der städtischen Wasserrechtsbehörde 
momentan durchgeführt (Stand Nov. 2022).   
 
Zu 2: 
Die Forderungen, die Flächenversiegelungen auf das notwendige Maß zu beschränken und 
die Stellplätze mit wasserdurchlässigen Belägen oder versickerungsfähigen Betondrainsteinen 
zu befestigen wurden als Festsetzungen aufgenommen (Nr. 10.3) 
 
Zu 3: 
Bei den unter 3 genannten Forderungen handelt des ich um Vorschriften und Richtlinien des 
Wasserrechtes und der Wasserwirtschaft bzw. der städtischen Entwässerungssatzung. Diese 
Vorschriften sind grundsätzlich zu beachten und einzuhalten.  
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Zu 5: 
Entsprechend dem beschlossen Konzept zum nachhaltigen Bauen im Bebauungsplanentwurf 
sind Festsetzungen zum Klimaschutz bzw. zur Nutzung erneuerbarer Energien getroffen wor-
den. In den Nrn. 6.1 und 6.2 erfolgten deshalb Festsetzungen zu Dachbegrünungen. 
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Ein Entwässerungskonzept wurde im Zuge der weitere Planung erstellt und ist Grundlage des 
erforderlichen Wasserrechtsverfahren. 
 
 
In Festsetzung 10.3 ist die Verwendung von wasserdurchlässigen Bodenbelägen festgesetzt, 
soweit nicht wasserrechtliche Vorschriften dem entgegenstehen. 
 
 
 
 
 
 
Die wasserwirtschaftlichen Vorschriften sind grundsätzlich zu beachten. Im Bebauungsplan-
entwurf wurde auf sie hingewiesen. 
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Im Bebauungsplanentwurf ist festgesetzt, dass Garagendächer zu begrünen sind. 
 
 
 
 
 
 
. 
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Zu Flächenversiegelung: 
Der Planungsbereich liegt im Südosten des Stadtgebiets gegenüber einem bereits bestehen-
den Sondergebiet für großflächigen Einzelhandel und Gewerbegebiet an der Bundesstraße 
85, einer der wichtigsten Hauptverkehrsstraßen der Stadt Amberg mit Zubringerfunktion zur 
8 km entfernten Bundesautobahn A6. Es gibt in dieser Richtung des Stadtgebiets keine weite-
ren Standortmöglichkeiten für Gewerbegebiete mit entsprechender verkehrlicher Anbindung. 
Die Ausweisung des Gewerbegebietes ist im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB aus wirtschaft-
lichen Belangen einschließlich Förderung der mittelständischen Unternehmensstruktur und 
der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen erforderlich. Der  Bedarf an Ge-
werbeflächen wurde in der Begründung zur 122. Änderung des Flächennutzungs– und Land-
schaftsplanes (4. Bedarfsberechnung) dargelegt.  
Zu Landschaftsbild: 
Die Gefahr von Betonmauern zur Abstützung von Geländesprüngen ist nicht gegeben, da das 
Gelände zwischen Erschießungsspange und AM 30 zur besseren Bebaubarkeit im Zuge der 
Erschließungsmaßnahmen aufgefüllt wird. 
Zu Lichtimmissionen 
Der Forderung nach Festsetzung der Außenbeleuchtung mit eine Lichtfarbe mit möglichst 

wenig UV-Licht wird nicht entsprochen. Auf Grund der Siedlungsstruktur  mit angrenzenden 

bestehenden Gewerbegebieten ist von weniger Insektenflug auszugehen als in Baugebieten 

mit vorhanden Grünstrukturen und angrenzenden naturnahen Biotopflächen. Hinsichtlich der 

nächtlichen Beleuchtung ist auf den Baugrundstücken selbst von weniger Auswirkungen aus-

zugehen, da zwischen 22 und 6 Uhr für Werbeanlagen Beleuchtung aller Art nicht zulässig ist 

(Festsetzung Nr. 7.1). Ein Verbot der Beleuchtung der Gebäude könnte auch aus Gründen der 

Sicherheit (u. a. Einbruch) problematisch sein. Der Baufreiheit der privaten Gewerbetreiben-

den wird deshalb höher gewichtet.  

Zu Ausgleichsberechnung für Versickerungsbecken 

Für das geplante Regenversickerungsbecken erfolgte die Bewertung im Rahmen des Land-

schaftspflegerischen Begleitplans zum wasserrechtlichen Genehmigungsverfahrens. Die Er-

gebnisse wurden in der Bilanzierung zum naturschutzfachlichen Eingriff im Bebauungsplan-

verfahren übernommen.  



Stellungnahmen im Rahmen der erneuten frühzeitigen Beteiligung  

der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

     Bebauungsplanaufstellungsverfahren Amberg 127 „Gewerbegebiet B 85 / AM 30“  
Vorlage 005/0001/2023, Anlage 8,  Seite 80 
In der Fassung vom 18.01.2023 

TöB 

  

 

Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 

      Stadt Amberg Referat 3 - Naturschutz 

      Stellungnahme vom 16.07.2019 | Seite 1 von 1  

Der Planungsbereich liegt im Südosten des Stadtgebiets gegenüber einem bereits bestehen-
den Sondergebiet für großflächigen Einzelhandel und Gewerbegebiet an der Bundesstraße 
85, einer der wichtigsten Hauptverkehrsstraßen der Stadt Amberg mit Zubringerfunktion zur 
8 km entfernten BAB 6. Weitere Flächen in diesem Bereich mit ausreichender verkehrlicher 
Anbindung sind nicht vorhanden. 
 
Die Ausweisung des Gewerbegebietes ist im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB aus wirtschaft-
lichen Belangen einschließlich Förderung der mittelständischen Unternehmensstruktur und 
der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen erforderlich (siehe Anlage 3—
Begründung zur 122. Änderung des Flächennutzungs– und Landschaftsplans). Auf Grund der 
Standortgunst und des Bedarfes an Gewerbeflächen wird deshalb den wirtschaftlichen Belan-
gen Vorrang gegenüber der weiteren landwirtschaftlichen Nutzung auf den überplanten Flä-
chen eingeräumt und es wird an der Ausweisung des Gewerbegebietes festgehalten. 
 
 
 
Zu Eingriffsregelung: 
Der Eingriff in Natur, Landschaft und Boden und der erforderliche Ausgleich wurde nach dem 
fortgeschriebenen Leitfaden „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“ ermittelt. Die 
Ausgleichsflächen liegen in der Gemarkung Winkl im Gemeindegebiet Kastl. Die Naturschutz-
behörde des Landkreises hat mit Mitteilung vom 13.10.2022 (E-Mail) ihr Einverständnis zur 
Ausgleichsfläche mit den vorgesehenen Entwicklungsmaßnahmen gegeben. 
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Eine Ausgleichsbilanzierung wurde mittlerweile erstellt und ist im Umweltbericht dargestellt. 
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Die Einverständnis der Verkehrsbehörde mit der Planung  wird zur Kenntnis gegeben 
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Bei dem neuen Entwurf zum AM 127 „Gewerbegebiet B85/AM30“ wird auf einen Kreisver-
kehr verzichtet. Es wird eine Erschließung über die Straße AM30 und eine Rechtsabbieger-
möglichkeit zur B85 angestrebt. Die Zufahrt erfolgte in Abstimmung mit dem staatlichen Bau-
amt, Baulastträger der B85. 
 
Die vorhanden Geh– und Radwege werden genutzt und an das Plangebiet entsprechend ange-
schlossen.  
Hinsichtlich der Anbindung an den ÖPNV wird auf die Stellungnahme der zuständigen Stabs-
stelle Mobilität, Verkehr auf Seite 86 verwiesen. 
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Zu Heizungen mit fossilen Energieträgern: 

Dem Vorschlag, Heizungen mit fossilen Energieträgern nicht zuzulassen wird nicht 

nachgekommen. Dies lässt sich begründen durch die zu starke Einschränkung der 

grundgesetzlich garantierten Baufreiheit für die Gewerbetreibenden und der Un-

gleichbehandlung zwischen bestehenden Gewerbegebieten und dieser Neuauswei-

sung. Außerdem ist im Nachhaltigkeitskonzept der Stadt Amberg ein Verbot von  

Heizungen mit fossilen Energieträgern nicht aufgenommen. Eine allgemeinverbind-

lich rechtliche Grundlage durch das einschlägige Energiegebäudegesetz (GEG) wird 

für die Zukunft als richtungsweisend gesehen.  

 

Zu PV-Anlagen auf Parkflächen: 

Solarcarports sind grundsätzlich zulässig. Bezugnehmend auf obige Abwägungsvor-

schläge wird aus Gründen der Baufreiheit auf eine Verpflichtung verzichtet. Außer-

dem ist im Nachhaltigkeitskonzept der Stadt Amberg die Verpflichtung für zur Errich-

tung von Ladestationen und Solarcarports nicht aufgenommen.  
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Erschießungsträger und zukünftiger Eigentümer aller Gewerbefläche ist die Wirtschaftsförde-
rung Amberg, welche auch die Grundstücke vermarkten wird. Als Tochtergesellschaft Amberg 
und entsprechend ihrem öffentlichen Auftrag ist  davon auszugehen, dass die gesellschafts-
politischen Ziele bezüglich Klimawandel und ökologisches Bauen ebenso auf wie bei der Stadt  
auf deren Agenda stehen und entsprechende Beratung der Gewerbetreibenden erfolgen wird. 
Eine weitergehende Einflussnahme von Seiten der Stadt wird deshalb als nicht erforderlich 
gehalten und es bedürfte auch der Zustimmung der Wirtschaftsförderung Amberg als Ver-
tragspartner zu einem solchen städtebaulichen Vertrag. 
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Zu ÖPNV-Anbindung: 
Die Ausführungen zur ÖPNV-Anbindung werden zur Kenntnis gegeben. 
 
Zu Schleichverkehre: 
Zur ausreichenden Anbindung des Gewerbegebietes und um Umwege zu verhindern, ist eine 
schleifende Anbindung (rechts rein – rechts raus) an der B l85 und an der AM 30 ein vollwer-
tiger Knotenpunkt auch für Linksabbieger erforderlich.  
Die Gefahr, dass die Erschließungsspange als Abkürzung für Fahrzeuge genutzt wird, ist vor-
handen. Dies betrifft aber nur einen sehr untergeordneten Anteil , da nur ein kleiner Teil der 
Fahrzeuge auf der B 85 die stadteinwärts fahren in Richtung Raigering / Krumbach auf die 
AM 30 abbiegen. Außerdem wird die vorgesehen Geschwindigkeitsbegrenzung von 50 km/h 
weiter Verkehrsteilnehmer davon abhalten, die neue Straße als Schleichweg zu benutzen. Die 
Fahrzeuge aus Richtung Raigering/Krumbach kommend werden die Erschließungsspange als 
Abkürzung nicht benutzen können, da von der Erschließungsspange in die B 85 nur stadtein-
wärts ausgefahren werden kann. 
 
Zu Stellplätze  
Im Genehmigungsverfahren sind auf den Gewerberundstücke entsprechend der angestrebten 
Nutzung ausreichend LKW-Stellplätze und Rangierflächen nachzuweisen.  
 
Zu Empfehlung: 
Es ist ein Tempolimit  von 70 km/h auf der AM 30 angedacht. 
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Zu Entwässerung: 
a) 
Die exakte Lage des Pumpwerks mit konkreten Zufahrten ist in den tiefbautechnischen Aus-
führungsplanungen des Ingenieurbüros zu berücksichtigen.  
 
b) 
Der Wasserrechtsbescheid ist noch nicht erlassen worden (Stand 09.11.2022). Es handelt sich 
bei Punkt 11 um einen Hinweis im Bebauungsplan. Bis zur Rechtskraft des Bebauungsplans 
nach Genehmigungsbescheid des FNP/LP durch die Regierung ist der Wasserrechtsbescheid 
rechtskräftig. Der Hinweis weist auf die Versickerung des Grundwassers für die Gewerbepar-
zellen hin. Die Behandlungsanlagen sind vor Baubeginn mit dem Wasserwirtschaftsamt Wei-
den abzustimmen und dem Amt für Ordnung und Umwelt der Stadt Amberg anzuzeigen. Die 
Aufnahme des Hinweises zur Abstimmung mit dem WWA und zur Anzeige bei dem Amt für 
Ordnung und Umwelt wurde vom letztgenannten gewünscht. 
 
Zu Sonstiges: 
 
Der Vorschlag zum beidseitigen Einbau eines Bordes entlang des Randstreifens und die gefor-
derte Zugänglichkeit  und Anfahrbarkeit des Pumpwerks wurde dem planenden Ingenieurbü-
ro zur Beachtung und ggf. Rücksprache mit dem zuständigen Tiefbauamt  weitergeleitet.  
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Zu 1: 
Zur ausreichenden Anbindung des Gewerbegebietes und um Umwege zu verhindern, ist eine 
schleifende Anbindung (rechts rein – rechts raus) an der B l85 und an der AM 30 ein vollwer-
tiger Knotenpunkt auch für Linksabbieger erforderlich.  
Die Gefahr, dass die Erschließungsspange als Abkürzung für Fahrzeuge genutzt wird, ist vor-
handen. Dies betrifft aber nur einen sehr untergeordneten Anteil , da nur ein kleiner Teil der 
Fahrzeuge auf der B 85 die stadteinwärts fahren in Richtung Raigering / Krumbach auf die 
AM 30 abbiegen. Außerdem wird die vorgesehen Geschwindigkeitsbegrenzung von 50 km/h 
weiter Verkehrsteilnehmer davon abhalten, die neue Straße als Schleichweg zu benutzen. Die 
Fahrzeuge aus Richtung Raigering/Krumbach kommend werden die Erschließungsspange als 
Abkürzung nicht benutzen können, da von der Erschließungsspange in die B 85 nur stadtein-
wärts ausgefahren werden kann. 
 
Zu 2: 
 
Der Bebauungsplanentwurf kann keine Erweiterung in Richtung Gärmersdorf vorsehen, da  
kein Erwerb der östliche angrenzenden Grundstücke erfolgte und in Aussicht steht. Die Straße 
ist an die Ostgrenze der Gewerbeflächen gelegt worden wegen der Nähe des Knotenpunktes 
B 85/AM 30 und der westlichen Radwegunterführung unter die B 85. Zudem verläuft aus 
Gründen der Entwässerbarkeit des Gewerbegebietes die Straßentrasse, einschließlich eines 
erforderlichen Regenwasserversickerungsbecken, entlang der Ostgrenze des Geltungsberei-
ches. Für die Erschließungsstraße wird ein Damm aufgeschüttet, die Gewerbegrundstücke 
sind in den östlichen Bereichen dann entsprechend aufzufüllen. Die Auffüllung der Bauparzel-
len erfolgt durch die Wirtschaftsförderung Amberg. Dafür soll vom Ingenieurbüro ein Boden-
management erarbeitet werden.  
 
Zu 3: 
 
Ursprünglich wurde angedacht, das Niederschlagswasser gesammelt entlang der Erschlie-
ßungsstraße nach Süden zu leiten mit Querung der B 85 und dann entlang der B 85 bis zum 
vorhanden Regenwasserkanal, welcher über die vorhanden Regenrückhaltebecken an der 
Bahnlinie weiter westlich in den Krumbach einleitet.   
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Zur Baugrundsituation wurden vom planenden Ingenieurbüro Untersuchungen durchgeführt. 
Die Rammkernbohrungen zeigen die Mächtigkeit einer Sandschicht von ca. 9 m ohne durch-
gehende, stauende Schichten auf. Eine Versickerung von Regenwasser im Bereich dieses 
Schichtpaketes (Sand) ist daher möglich. Es ist von einem Grundwasserabstand von größer  
15 m unter GOK am geplanten Versickerungssandort auszugehen.  
 
Auf Grund der oben beschriebenen Bodenverhältnisse ist nun die Versickerung der Nieder-
schlagswässer in den Grundwasserkörper vorgesehen. Die anfallenden Niederschlagswässer 
der befestigten Flächen auf den einzelnen Parzellen des Gewerbegebietes, der Dachflächen 
und der Parkplätze werden über neu zu errichtende Rohrleitungen gesammelt und zunächst 
dezentralen - auf den Parzellen liegenden – Regenwasserbehandlungsanlagen (z. B. kompak-
ten Absetzbecken oder Sedimentationsanlagen o. ä.) zugeführt Anschließend werden die me-
chanisch vorgereinigten Niederschlagswässer einem zentralen Versickerungsbecken westlich 
der Erschließungsstraße zugeleitet.  
 
Die Niederschlagswässer, die von der 8,0 m breiten Erschließungsstraße und dem 2,5 m brei-
ten Geh-/ Radweg abfließen, werden in der 3,50 m breiten Grünmulde versickert 
(Muldenversickerung). Der Straßenstrich mit Wendeanlage soll mit einer vorgeschalteten Ab-
setzanlage in das Versickerungsbecken eingeleitet werden.  
 
Die über den Notüberlauf anfallenden Wassermengen werden über einen ca. 350 m langen 
Entlastungskanal DN 300 PP bis zum bestehenden städtischen Mischwasserkanal (Anschluss- 
schacht Nr. 621009B005) abgeleitet. 
 
Durch die Maßnahme und der damit verbundenen Erhöhung der Flächenversiegelung im Pla-
nungsgebiet kommt es – bei plangemäßer Umsetzung der beschriebenen Maßnahmen (zur 
Versickerung) – im Rahmen der Berechnungsansätze / -annahmen zu keiner Mehrbelastung 
des Krumbaches gegenüber der ursprünglich unbefestigten Gebietsfläche. Es erfolgt sogar 
eine Reduzierung der dem Krumbach (in der jetzigen Bestandssituation) zulaufenden Wasser-
mengen, da die Niederschlagswässer aus dem Einzugsbereich des Gewerbegebietes der Versi-
ckerung zugeführt werden und somit auch die Grundwasserneubildung gefördert wird. 
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4 Zur ordnungsgemäßen Einleitung der Niederschlagswässer in den Grundwasserkörper ist eine 
wasserrechtliche Erlaubnis nach Art. 15 BayWG erforderlich. Die Antragsunterlagen wurden 
erstellt und sind mit dem zuständigen Wasserwirtschaftsamt Weiden abgestimmt worden. Der 
Antrag auf Wasserrecht liegt zur Zeit zur Stellungnahme dem WWA vor (Stand Oktober 2022). 
Im Zuge des Wasserrechtsverfahrens sind die vom Landwirt angesprochenen privaten und 
öffentlichen Beeinträchtigungen und Gefährdungen zu behandeln und zu würdigen. Der Sat-
zungsbeschluss des Bebauungsplans kann in die Bescheidslage des Wasserrechts erfolgen, 
wenn das Wasserrechtsverfahren inhaltlich und formell abgeschlossen ist.  
 
Zu 4: 
In o. g. Ausführungen wurde auf dem im Planungsgebiet vorhandenen versickerungsfähigen 
Sandboden eingegangen. Im Bebauungsplanentwurf sind deshalb Stellplätze mit wasser-
durchlässigen Bodenbelägen auszuführen mit dem Hinweis zur qualitativen Beurteilung und 
erforderlicher Behandlung bei zu befürchtenden starken Verschmutzungen (Festsetzung Nr. 
10.3 und Hinweis Nr. 11 — Wasserrecht und Wasserwirtschaft). Eine Parkplatzgestaltung mit 
offenen Belägen bedeutet für die Bauherren keinen erhöhten Kostenaufwand und ist zumut-
bar. 
 
Eine Ausweitung des Bebauungsplans auf Flächen der Gemeinde Kümmersbruck 
(interkommunales Gewerbegebiet) wird nicht weiter verfolgt. Mit der Erweiterung des Gewer-
begebietes West, des Industriegebietes Nord und der Entwicklung dieses Gewerbegebietes 
wird der Bedarf der Stadt Amberg an Gewerbeflächen auf Jahre hin gedeckt sein. 
 
In der Gesamtfortschreibung des Flächennutzungs– und Landschaftsplans der Stadt Amberg 
wurde der Versuch von Seiten der Stadt unternommen, für die längerfristige gewerbliche 
Entwicklung ein größeres interkommunales Gewerbegebiet zwischen AM 30 in Richtung 
Gärmersdorf gemeinsam mit der Gemeinde Kümmersbruck zu entwickeln. Das Gewerbege-
biet „B85 / AM 30“ wäre ein Bestandteil des Gesamtgebietes, welches auf amberger Hoheits-
gebiet bereits eine Fläche von ca. 16 ha aufweisen würde. Der Stadtrat der Stadt Amberg hat 
am 31.01.2022 den Entwurf der Gesamtfortschreibung mit dem interkommunalen Gewerbe-
gebiet Amberg-Kümmersbruck beschlossen. Die Gemeinde Kümmersbruck befürwortet mit 
Schreiben vom 06.04.2022 die Ausweisung eines interkommunalen Gewerbegebietes nicht.  
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Hinsichtlich Entwässerung und Wasserrecht wird auf die Ausführung zur erneuten frühzeitigen 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange auf den  Seiten 88—90 
verwiesen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei dem neuen Entwurf zum AM 127 „Gewerbegebiet B85/AM30“ wird auf einen Kreisver-
kehr verzichtet. Es wird eine Erschließung über die Straße AM30 und eine Rechtsabbieger-
möglichkeit zur B85 angestrebt. Die Straßenplnung ist mit dem staatlichen Bauamt abge-
stimmt. 
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Zu 1.: Eine Wendeschleife wird nach neuer Planung nicht mehr notwendig sein. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.: Die überplanten Grundstücke sind im Eigentum des Erschließungsträgers Wirtschaftsför-
dergesellschaft Amberg mbH. 
 
 
Zu 3.: Es ist ein gemeinsamer  Geh– und Radweg eingeplant entlang der Erschließungsstraße 
eingeplant. 
 
Zu 4. Die Planung mit Kreisverkehr wurde nicht weiter verfolgt. 
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Die erforderliche Änderung des Erschießungsvertrages wird zur Kenntnis gegeben.  
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Bei der vorgesehenen Erschließungsanlage wäre hier anzumerken, dass man bei der vorgese-

henen einseitigen Bebauung in Erwägung ziehen sollte, ob eine Erschließungsvertrag sich 

hier zweckmäßigerweise anbieten würde, da die Verteilung der gesamten Kosten für die Er-

schließung sich auf lediglich zwei Grundstücke verteilt, welche mit 90 % eine sehr hohe finan-

zielle Belastung zu tragen haben. 

Der Anregung wird gefolgt. Es wurde mit der Wirtschaftsförderung Amberg im April 2020 ein 
Erschließungsvertag geschlossen. Die Erschließungsanlagen sind durch die Wirtschaftsförde-
rung Amberg zu erstellen und zu finanzieren. Der Erschießungsvertag ist auf Grund der 
Planänderungen anzupassen (siehe Stellungnahme der Bauverwaltung auf vorhergehender 
Seite 93).  
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Zu Wasser: 
Diese Anmerkung wurde als Hinweis im Bebauungsplanentwurf aufgenommen (Hinweis Nr.9) 

Zu Gas, Fernwärme und Abstimmung der Maßnahmen: 
Entscheidungen über die Versorgung des Plangebietes und frühzeitige Abstimmung der Maß-
nahmen sind im Zuge der Umsetzung des Baugebietes vom Vorhabenträger zu entscheiden 
bzw. durchzuführen.  
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Zu Strom: 
Im Bebauungsplanentwurf wurde eine Trafostation festgesetzt im Bereich des Regenwasser-
versickerungsbecken. Der Standort ist mit den Stadtwerken abgestimmt..  
 
Zu Wasser: 
Diese Anmerkung wurde als Hinweis im Bebauungsplanentwurf aufgenommen (Hinweis Nr.9) 
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Zu Strom: 
Im Bebauungsplanentwurf wurde eine Trafostation festgesetzt im Bereich des Regenwasser-
versickerungsbecken. Der Standort ist mit den Stadtwerken abgestimmt..  
 
Zu Wasser: 
Diese Anmerkung wurde als Hinweis im Bebauungsplanentwurf aufgenommen (Hinweis Nr.9) 
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Zu Lage an Gewässern, Oberflächenabfluss 
Die Ausführungen des Wasserwirtschaftsamtes (WWA) werden zur Kenntnis gegeben. 
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Zu Schmutzwasser: 
Die Einverständnis mit der Entwässerung im Trennsystem und die grundsätzliche Möglichkeit 
der Entsorgung im bestehenden Mischwassersystem wird zur Kenntnis gegeben. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Niederschlagswasser: 
Die Ableitung des Notüberlaufes ist wie bisher in die bestehende Mischwasserkanalisation 
(Anschlussschacht Nr. 621009B005) abgeleitet. Der Nachweis der hydraulischen Leistungsfä-
higkeit der weiterführenden Mischwasserkanäle vor Baubeginn ist als Auflage im Wasser-
rechtsbescheid zu fordern. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sollte eine Versickerung auf den Baugrundstücken anvisiert werden, liegt idie Prüfung der 
Sickerfähigkeit des Bodens im Verantwortungsbereich des Bauherren. Die rechtlichen Vorga-
ben der NWFreiV und die technischen Regeln der TRENGW sind vom Bauherren einzuhalten. 
Der Bauherr ist auch für die schadlose Ableitung des Regenwassers bei Überlastung der Versi-
ckerungsanalgen verantwortlich. Nachbargrundstücke dürfen durch die Versickerung nicht 
beeinträchtigt werden. 
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Zu Abwasserbeseitigung: 
Zur ordnungsgemäßen Ableitung der Niederschlagswassers wird ein Wasserrechtsverfahren 
für die gehobene Erlaubnis nach § 15 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) parallel zum Bebauungs-
planaufstellungsverfahren durchgeführt.  
 
Ursprünglich war angedacht, das Niederschlagswasser gesammelt entlang der Erschließungs-
straße nach Süden zu leiten mit Querung der B 85 und dann entlang der B 85 bis zum vor-
handen Regenwasserkanal, welcher über die vorhanden Regenrückhaltebecken an der Bahnli-
nie weiter westlich in den Krumbach einleitet.   
 
Bei einer Untersuchung des Baugrundes wurde festgestellt, dass im Planungsbereich versi-
ckerungsfähiger Sandboden vorhanden ist. Das Regenwasser soll nun in einem zentralen Ver-
sickerungsbecken im Planungsgebiet wieder dem Grundwasser zugeführt werde. Weitere 
Ausführungen dazu sind bei den Abwägungsvorschlägen zur Stellungnahme des Tiefbauam-
tes im Rahmen der erneuten frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange auf Seite 88-90 aufgeführt. Es wird darauf verwiesen. 
 
Zu vorsorgender Bodenschutz: 
Im Umweltbericht zum Bebauungsplanentwurf wurde auf das Schutzgut Boden und Boden-
funktionen eingegangen. (siehe Kapitel 2.3  Boden). 
 
Die empfohlenen Baugrunduntersuchungen wurden vom Planungsbüro durchgeführt und ein 
Bodenmanagement muss durch den Erschließungsträger Wirtschaftsförderung Amberg in 
eigener Verantwortung durchgeführt werden.  
 
Der Forderung, die Bodenversiegelung nach § 1a Abs. 2 BauGB auf das unbedingt notwendi-
ge Maß zu beschränken wurde in der Festsetzung Nr. 10.3 nachgekommen.  
 
Altlasten, schädliche Bodeneinwirkungen, Lage an Gewässern 
Die Ausführungen des Wasserwirtschaftsamt werden zur Kenntnis gegeben. Es wurden keine 
Bedenken erhoben. Nach Mitteilung der städtischen Bodenschutzbehörde sind im Planungs-
bereich keine Altlastenflächen bekannt.  
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Fortsetzung der Stellungnahme 
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Die Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamt Weiden wurde im Verfahren entsprechend be-
rücksichtigt.  
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Zu 1: 
Bei der Festsetzung handelte es sich um ein Versehen. Gemeint sind Obergeschosse, so wie 
es auch in der Begründung zum Bebauungsplanentwurf erläutert ist. Die Festsetzung wurde 
entsprechend klargestellt.  
 
Zu 2: 
Den Anregung der Wirtschaftsfördergesellschaft auf Reduzierung des Flächenanteils wird 
nicht nachgekommen.  
In Anlehnung an das Konzept zum nachhaltigen Bauen in der Stadt Amberg ist dem öffentli-

chen Belang zum flächensparenden Bauen durch die Festsetzung, im Obergeschoss mindes-

tens die Hälfte aller Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsräume unterzubringen, nachgekom-

men worden (siehe auch: 7. Berücksichtigung öffentlicher Belange in der Planung --- Von der 

Gemeinde beschlossene städtebauliche Entwicklungskonzepte oder sonstige beschlossene 

städtebauliche Planungen). Damit lässt sich eine zweigeschossige Bauweise verwirklichen mit 

ausreichenden Gebäudehöhen im Untergeschoss durch eine maximal zulässige Traufhöhe / 

Attikahöhe von 11 m. Zweck der Festsetzung ist eine komprimierte, flächensparende Bauwei-

se der Gebäude, welche i. d. R. auch zu kleineren Gewerbegrundstücken führen wird. Zu 

rechtfertigen ist die Festsetzung mit dem Grundsatz des § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB zum spar-

samen Umgang mit dem Schutzgut Boden. Die grundgesetzrechtlich geschützte Baufreiheit 

der Gewerbetreibenden wird durch die Festsetzung nicht unverhältnismäßig eingegrenzt. 

Sollte die Durchführung der Festsetzung für die Gewerbebetriebe trotzdem zu einer offenbar 

nicht beabsichtigten Härte führen, kann im Sinne von § 31 Abs. 2 Nr. 3 BauGB von einer Be-

freiung Gebrauch gemacht werden. 
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Das Autohaus Mercedes Widmann siedelt nun in das Industriegebiet Schafhof in der Gemein-
de Ebermannsdorf um. Anstelle dem Mercedes Autohaus soll nun ein Porsche-Zentrum etab-
liert werden. Auch dieses Projekt soll mit einem modernen und ökologischen Konzept als 
„Leuchtturmprojekt“ für die E-Mobilität, diesmal unter dem Firmenlogo von Porsche, fungie-
ren. 
 
 
 
 
Ursprünglich war angedacht, das Niederschlagswasser gesammelt entlang der Erschließungs-
straße nach Süden zu leiten mit Querung der B 85 und dann entlang der B 85 bis zum vor-
handen Regenwasserkanal, welcher über die vorhanden Regenrückhaltebecken an der Bahnli-
nie weiter westlich in den Krumbach einleitet.   
 
Bei einer Untersuchung des Baugrundes wurde festgestellt, dass im Planungsbereich versi-
ckerungsfähiger Sandboden vorhanden ist. Das Regenwasser soll nun in einem zentralen Ver-
sickerungsbecken im Planungsgebiet wieder dem Grundwasser zugeführt werde.  
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Zu 1: 
Das Vorhaben wird von der Wirtschaftsförderungsgesellschaft Amberg mbH (Wifam) erschlos-
sen und vermarktet. Eigentümer der Grundstücke ist mittlerweile die Wifam. Ein Erschlie-
ßungsvertrag wurde bereits im April 2020 zwischen Stadt und Wifam abgeschlossen und wird 
auf Grund der Änderungen aktualisiert (Stand Nov. 2022). 
 
Zu 2.: Bei dem neuen Entwurf zum AM 127 „Gewerbegebiet B85/AM30“ wird auf einen Kreis-
verkehr verzichtet. Es wird eine Erschließung über die Straße AM30 und eine Rechtsabbieger-
möglichkeit zur B85 angestrebt. Die Zu– und Abfahrt wurde mit dem staatlichen Bauamt ab-
gestimmt. 
 
Zu 3.: 
Der Bebauungsplanentwurf sieht kein Sondergebiet Baumarkt mehr vor, sondern ein Gewer-
begeiet. Damit ist die Nutzung für Gewerbebetriebe offen gehalten. 



Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung  

der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

     Bebauungsplanaufstellungsverfahren Amberg 127 „Gewerbegebiet B 85 / AM 30“  
Vorlage 005/0001/2023, Anlage 8,  Seite 107 
In der Fassung vom 18.01.2023 

TöB 

  

 

Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 

      Zweckverband Nahverkehr Amberg-Sulzbach 

      Stellungnahme vom 27.04.2022 | Seite 1 von 1  

Hinsichtlich der Anbindung an den ÖPNV wird auf die Stellungnahme der zuständigen Stabs-
stelle Mobilität, Verkehr auf Seite 86 verwiesen. 
Bei Verwirklichung einer Bushaltestelle an der westlichen Seite der neuen Erschließungsstra-
ße ist auf einen barrierefreien Ausbau zu achten. 


